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Das NS-Regime (1933-1939) 
 
Verfolgung und Auswanderung der Juden 
Hitler rief bereits am 28. März 1933 alle NS-Parteiorganisationen zum Boykott (1. April 
1933) der Juden auf (x032/37): >>... Das Deutschland der nationalen Revolution ist nicht das 
Deutschland einer feigen Bürgerlichkeit. ... 
(Hitler fordert) ... sofort Aktionskomitees zu bilden zur praktischen, planmäßigen Durchfüh-
rung des Boykotts jüdischer Geschäfte, jüdischer Waren, jüdischer Ärzte und jüdischer 
Rechtsanwälte.<< 
Am 1. April 1933 fand bereits die 1. zentral gesteuerte Boykottaktion gegen die jüdische Be-
völkerung (Kaufleute, Ärzte, Rechtsanwälte etc.) statt. Die gesellschaftliche Ächtung der Ju-
den begann. NSDAP- und SA-Angehörige organisierten den Boykott jüdischer Geschäfte. Vor 
jüdischen Geschäften und Warenhäusern hetzten damals SA-Männer gegen die Juden ("Deut-
sche wehrt euch! Kauft nicht bei Juden!" - "Hier kaufen sie bei einem Juden!").  
Der französische Botschafter Andre Francois-Poncet berichtete am 1. April 1933 über die er-
sten Judenverfolgungen in Berlin (x191/63): >>Am festgesetzten Tag durchziehen SA-
Kolonnen die ganze Stadt, halten die Juden an und verprügeln sie. Sie dringen in die besuch-
testen Cafes und Restaurants am Kurfürstendamm ein und jagen die jüdischen Gäste mit Prü-
geln hinaus.  
(SA-Truppen) stellen sich am Eingang der Geschäfte auf, kleben kleine Plakate auf die Schau-
fenster: "Jüdisches Geschäft! Hier kaufen keine Deutschen!" und hindern die Leute am Eintre-
ten. In den Geschäften selbst werden die Besitzer krumm und lahm geschlagen, ihre Waren 
werden geplündert, und unter Androhung weiterer Schläge erpreßt man (von) ihnen Geld. So 
geht es den ganzen Tag.<< 
Der Diplomat und Schriftsteller Harry Graf Kessler schrieb am 1. April 1933 in Paris über den 
Judenboykott (x032/39): >>... Dieser verbrecherische Wahnsinn hat alles vernichtet, was in 14 
Jahren an Vertrauen und Ansehen für Deutschland wieder gewonnen war.<< 
Der deutsche Historiker Herbert Obenaus schrieb später über den "Judenboykott" am 1. April 
1933 (x051/286-287): >>Judenboykott, erste zentral gesteuerte Aktion der Nationalsozialisten 
gegen die Juden in Deutschland nach der Machtergreifung, am 28.3.33 von der Parteiführung 
für den 1.4., 10 Uhr, befohlen.  
Der Boykott sollte sich gegen jüdische Geschäfte und Warenhäuser, Rechtsanwälte und Ärzte 
wenden. Legitimiert wurde er damit, daß es gelte, der "Greuelhetze" und der Aufforderung 
zum Boykott deutscher Waren zu begegnen, die das "internationale Judentum" gegen das na-
tionalsozialistische Deutschland gerichtet habe. Der Judenboykott stellte damit im Sinne des 
nationalsozialistischen Antisemitismus eine Kampfansage gegen die "Weltverschwörung des 
Judentums" dar.  
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Die Aktion, die durch ein "Zentralkomitee zur Abwehr der jüdischen Greuel- und Boykotthet-
ze" unter Streicher in München geleitet wurde, hatte die politische Funktion, die Juden gesell-
schaftlich auszugrenzen und zugleich die Herrschaft des Nationalsozialismus zu stabilisieren. 
"Der Führer sagte mir, sogar die Reichsfahne, das Hoheitszeichen, würde im Ausland belei-
digt, und wir müßten jetzt dem Weltjudentum sagen: Bis hierher und nicht weiter." (Streicher, 
1946).  
Überall gründete die NSDAP lokale Aktionskomitees, die den Judenboykott propagieren und 
organisieren sollten. Um den Boykottaufruf mit Gewalt durchzusetzen, zogen um 10 Uhr Po-
sten der SA und SS auf. Sie sollten nach offizieller Formulierung "die Bevölkerung vor dem 
Betreten jüdischer Geschäfte warnen", die vielfach durch Plakate und Schmierereien markiert 
waren. Wer trotzdem in jüdischen Geschäften einkaufte, war oft Schikanen ausgesetzt. Auch 
Übergriffe gegen Juden waren nicht selten und führten zur Verunsicherung der jüdischen Bür-
ger.  
Der Stabilisierung der nationalsozialistischen Herrschaft dienten nach dem Programm des 
Münchener Zentralkomitees Pläne, die Presse zur Unterstützung des Judenboykotts zu bewe-
gen, ferner Versammlungen in den Betrieben abzuhalten, in denen die Arbeiter von der Not-
wendigkeit des Judenboykotts überzeugt werden sollten.  
Der Boykott, der an einem Samstag stattgefunden hatte, wurde in der folgenden Woche nicht 
fortgesetzt, da die innen- und außenpolitischen Folgen der NSDAP Sorgen bereiteten. Es kam 
aber in der Folgezeit weiterhin zu Einzelaktionen gegen jüdische Geschäfte. Überdies schuf 
die NSDAP durch ihre Propaganda eine permanente Boykottstimmung gegen die Juden.<< 
Der deutsche Historiker Herbert Obenaus berichtete später über den "Antisemitismus" nach 
Hitlers Machtergreifung (x051/31): >>(Antisemitismus) ... Daß die NSDAP beabsichtigte, der 
antisemitischen Propaganda tatsächlich Taten folgen zu lassen, stellte sie bald nach der 
Machtergreifung durch den Judenboykott vom 1.4.33 und das Berufsbeamtengesetz vom 
7.4.33 unter Beweis. Aus dem antisemitischen Programm wurde, was vielfach auch in bürger-
lichen Kreisen und auch unter den deutschen Juden nicht für möglich gehalten worden war, 
die Judenverfolgung und schließlich die Endlösung. 
Vom Begriff des Antisemitismus wollten die Nationalsozialisten, nachdem sie ihre Macht 
etabliert hatten, bald nichts mehr wissen: 1935 versah das Propagandaministerium die deut-
sche Presse mit der Weisung, "in der Judenfrage das Wort antisemitisch oder Antisemitismus 
zu vermeiden, weil die deutsche Politik sich nur gegen die Juden, nicht aber gegen die Semi-
ten schlechthin wendet. Es soll statt dessen das Wort antijüdisch gebraucht werden." 
Außenpolitische Rücksichten, auf die arabische Welt, veranlaßten die Nationalsozialisten, den 
zentralen Begriff aus der Kampagne gegen die Juden zu verbannen.  
1944 ist in einer offiziösen Darstellung noch der Versuch unternommen worden, den Begriff 
des Antisemitismus durch den des "Antijudaismus" zu ersetzen. Die Beseitigung des zentralen 
Kampfbegriffs war allerdings mehr als eine politische Sprachregelung. Sie weist vielmehr 
darauf hin, daß der Antisemitismus als "Weltanschauung ... ein integrierender Bestandteil der 
nationalsozialistischen Weltanschauung geworden" war, während "der Antisemitismus als 
politische Bewegung ... in der nationalsozialistischen Bewegung aufgegangen" war (Nipper-
dey/Rürup).  
Nachdem 1933 alle politischen Gegenpositionen bis auf Reste in der Kirche ausgeschaltet 
worden waren, konnte sich auf Basis des verbreiteten Antisemitismus ein "dynamischer" und 
nach Aktionen drängender Antisemitismus ungehindert entfalten. ... Er dominierte in der 
NSDAP und bildete für den Zusammenhalt der Partei und besonders der SS eine wichtige In-
tegrationskraft. 
Innerhalb der Bevölkerung fand die Partei für den dynamischen Antisemitismus nur begrenzt 
Anklang. Deutlich wurde das anläßlich der Kristallnacht, an der die Bevölkerung nur hier und 
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da und oft nur mit Randgruppen aktiv beteiligt war. Die Zuschauerrolle dominierte, ja, kriti-
sche Stellungnahmen gewannen an Gewicht, wie sich aus dem Ansteigen entsprechender Fälle 
vor dem Sondergericht München ersehen läßt.  
Es gelang allerdings der NSDAP, die antisemitische Haltung in der Bevölkerung fester zu ver-
ankern. Das führte dann dazu, daß die Deportation der deutschen Juden 1941 und die auf-
kommenden Gerüchte über ihre Ermordung nur sehr schwache Reaktionen hervorriefen. La-
tenter Antisemitismus, sicher auch eine allgemeine Einschüchterung, bewirkten bei der Do-
minanz eigener Sorgen im Kriegsalltag eine Indifferenz gegenüber dem Schicksal der Juden, 
die der NSDAP die ungehinderte Durchführung ihrer Ausrottungspolitik ermöglichte.<< 
In Chicago und New York protestierten am 10. Mai 1933 erstmalig nordamerikanische Juden 
gegen die "Inquisition in Deutschland" und forderten den Wirtschaftsboykott Deutschlands 
(x032/54): >>... Nieder mit dem Hitlerismus, dem Zerstörer der deutschen Arbeiterbewegung 
und der Gefahr für den Weltfrieden. ... Öffnet den deutschen Juden die Tore der Vereinigten 
Staaten. ...<< 
Die britischen Gewerkschaften forderten am 25. Mai 1933 wegen der Judenverfolgungen er-
neut zum Boykott deutscher Waren auf (x032/59). 
Reinhard Heydrich (stellvertretender Chef der Sicherheitspolizei) forderte am 24. Mai 1934, 
die Auswanderung der Juden vorzubereiten, zu lenken und zu beschleunigen (x172/61): >>... 
Jede zuständige Behörde soll ihre Bemühungen insbesondere darauf konzentrieren, die zioni-
stischen Organisationen im Auge zu behalten und ihre Ausbildungs- und Emigrationsbestre-
bungen anzuerkennen; gleichzeitig sollten alle Aktivitäten von deutsch-jüdischen Gruppen 
insoweit eingeschränkt werden, daß sie die Idee aufgäben, in Deutschland zu bleiben.<< 
Der NS-Reichstag beschloß am 15. September 1935 in Nürnberg ein "Gesetz zum Schutze des 
deutschen Blutes und der deutschen Ehre" sowie das sogenannte "Reichsbürgergesetz". Nach 
dem Erlaß der "Nürnberger Gesetze" (15.09.1935) verloren die Juden alle staatsbürgerlichen 
Rechte, wenn sie keinen "Ariernachweis" besaßen. Das NS-Regime forderte bereits seit April 
1933 einen sogenannten "Ariernachweis" (Arier = angebliche nordische Rasse) von allen 
staatlichen Bediensteten. Der "Ariernachweis" (Adel bis zum Jahre 1750 und NSDAP-
Parteimitglieder bis zum Jahre 1800) mußte mit Geburts- und sonstigen Urkunden nachgewie-
sen werden (x032/185). 
Die Assessorin Alisa Schapira schrieb später über die "Nürnberger Gesetze" (x051/423-424): 
>>Nürnberger Gesetze, Sammelbezeichnung für zwei Rassengesetze der nationalsozialisti-
schen Regierung, die anläßlich des Reichsparteitages der NSDAP in Nürnberg am 15.9.35 
verabschiedet wurden (RGBl I., S. 1.146): Gesetz zum Schutz des deutschen Blutes und der 
deutschen Ehre sowie Reichsbürgergesetz.  
Das sogenannte Blutschutzgesetz sah für Übertretungen des Verbots der Eheschließung und 
des außerehelichen Geschlechtsverkehrs zwischen Juden und "Deutschblütigen" Zuchthaus-
strafen vor und war die Grundlage für eine Vielzahl von Strafverfahren wegen Rassenschande. 
Mit dem Reichsbürgergesetz wurde für "Arier" der neue Status des Reichsbürgers geschaffen, 
an den alle politischen Rechte geknüpft waren, während Juden nur die Staatsbürgerschaft be-
hielten.  
Jude war, wer von drei jüdischen Großelternteilen abstammte, als Jude galt, wer zwei jüdische 
Großeltern hatte und der jüdischen Glaubensgemeinschaft angehörte oder mit einem "Vollju-
den" verheiratet war. Diese in der 1. Verordnung zum Reichsbürgergesetz enthaltene gesetzli-
che Definition war Ergebnis eines Kompromisses zwischen der NSDAP und der Ministerial-
bürokratie, die nur Personen mit vier jüdischen Großeltern zu Nichtariern hatte erklären wol-
len, während die NSDAP die Gleichstellung aller "Voll-", "Halb-" und "Vierteljuden" anstreb-
te.  
Auf der Grundlage der Nürnberger Gesetze wurden weitere Berufe für Juden geschlossen und 
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die letzten Juden aus dem öffentlichen Dienst entlassen. Da schon der bloße Verdacht der 
"Rassenschande" gefährlich wurde, gerieten die Juden weiter in die Isolation und wurden 
Menschen zweiter Klasse.  
Zwar erkannten die Nürnberger Gesetze den Juden einen – wenn auch minderwertigen – 
Rechtsstatus zu und nährten damit bei ihnen die Hoffnung auf ein Ende der antijüdischen 
Maßnahmen. Im Rückblick aber erscheinen die Nürnberger Gesetze als eine der zentralen 
Maßnahmen im Prozeß der ständigen Verschärfung der Judenverfolgung.  
Nach der ersten Terrorwelle des Jahres 1933, der Entfernung der Juden aus dem öffentlichen 
Leben und der anschließenden Konsolidierungsphase des Regimes entsprachen die Nürnber-
ger Gesetze den 1934/35 erneut laut werdenden antisemitischen Parteiforderungen nur zum 
Teil, da die Position der Juden in der Wirtschaft weitgehend unangetastet blieb. Reichswirt-
schaftsminister Schacht befürchtete negative Konsequenzen bei einer zu schnellen und radika-
len Ausschaltungspolitik. Ebenso dürften außenpolitische Rücksichten vor dem Olympiajahr 
1936 die Partei- und Staatsführung von weitergehenden Maßnahmen abgehalten haben.  
Als Abschluß der antijüdischen Maßnahmen wurden die Nürnberger Gesetze von der NSDAP 
zu keiner Zeit akzeptiert. Sie wurden bedeutungslos, als nach vollzogener Aufrüstung und im 
Zuge der sich verfestigenden Kriegspläne Hitlers die Hindernisse für radikalere Angriffe auf 
die Juden wegfielen. Nach der Kristallnacht vom 9./10.11.38 und der Arisierung wurden die 
Juden absolut rechtlos gestellt.<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Begriff "Rassenschande" 
(x051/467): >>Rassenschande, Straftatbestand gemäß Blutschutzgesetz vom 15.9.35 (RGBl I, 
S. 1.146): Eheschließung sowie "außerehelicher Verkehr zwischen Juden und Staatsangehöri-
gen deutschen oder artverwandten Blutes".  
Da Eheschließungen der genannten Art verboten wurden, blieb als Delikt der außereheliche 
Verkehr, bei dem laut Gesetz sich nur der Mann strafbar machte. In den zahlreichen Verfahren 
wegen Rassenschande, herbeigeführt meist durch Denunziationen aus Rache oder Eifersucht, 
wurde aber auch häufig gegen Frauen verhandelt.  
Am Ende standen meist drastische Strafen (Zuchthaus), die im Krieg noch verschärft wurden. 
Nach der "Verordnung gegen Volksschädlinge" vom 5.9.39 wurde nicht selten sogar auf To-
desstrafe erkannt, wenn dem Angeklagten die Ausnutzung der Kriegsumstände (Verdunke-
lung, Not u.a.) angelastet werden konnte.  
Rassenschande führte auch oft ohne Verfahren zu KZ-Einweisung (z.B. bei Fremdarbeitern). 
Der Begriff war zwar insbesondere auf Juden geprägt, wurde aber auch für Verhältnisse mit 
sonstigen "Artfremden" verwendet.<<  
Herbert Lehman (damaliger Gouverneur von New York) forderte US-Präsident Roosevelt am 
1. November 1935 auf, die Einwanderungsquote für Juden zu erhöhen (x172/70): >>... Aus 
Deutschland kommen die besten Einwanderer. ... Vielen Neuankömmlingen der letzten Mona-
te bin ich selbst begegnet, und sie machten auf mich den Eindruck, als seien sie vom gleichen 
Schlag wie Carl Schurz, mein Vater oder andere Deutsche, die um 1848 herkamen und später 
zu unseren angesehensten Bürgern zählten. ...<< 
Am 14. November 1935 wurden alle Juden, die noch öffentliche Arbeitsplätze besaßen, auf-
grund des "Reichsbürgergesetzes" entlassen. Gemäß Reichsbürgergesetz-DVO vom 14. No-
vember 1935 galt jeder Deutsche als Jude, wenn er von mehr als 2 volljüdischen Großeltern 
abstammte. Die Juden wurden von der Reichsbürgerschaft ausgeschlossen, verloren alle Bür-
gerrechte, mußten sich aber den "Gesetzen" des NS-Staates unterordnen. Alle jüdischen Kin-
der, auch wenn nur ein Elternteil Jude war, mußten sofort die höheren Schulen verlassen. Eine 
Ehe zwischen "arischen" Deutschen und Juden oder Halbjuden stellte eine unentschuldbare 
"Rassenschande" dar. 
Angesichts der äußerst bedrohlichen Lage der verfolgten Juden in West- und Osteuropa for-
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derte damals der jüdische Politiker David Ben Gurion (1886-1973) zur Rückkehr nach Eretz 
Israel in "das erbliche Land der Israeliten" auf (x043/432): >>... Wir kehren nicht einer Laune 
wegen in dieses Land zurück. Für uns ist es eine Existenzfrage, eine Frage auf Leben und Tod.  
Wir werden hierher kommen, ob es nun eine arabisch-jüdische Verständigung gibt oder nicht. 
Gewaltakte werden uns nicht aufhalten. Wenn wir die Wahl zwischen Verfolgung in Deutsch-
land, Polen oder anderen Ländern und Unruhen in Palästina haben, ziehen wir Palästina vor. 
...<<  
Infolge der NS-Rassenverfolgungen drängten die deutschen Juden verstärkt nach Palästina, 
obgleich die Gewalttaten der extremistischen Araber ständig zunahmen. Im April 1936 bra-
chen große arabische Aufstände gegen die jüdischen Siedler und die britischen Besatzungs-
truppen in Palästina aus. Die Araber (erstmalig unter Führung der ungewöhnlich fanatischen 
El Fatah-Terrororganisation) bekämpften in erster Linie die jüdischen Siedler, während der 
Widerstand gegen die Briten nur eine untergeordnete Rolle spielte. In Palästina ereigneten 
sich vielerorts arabische Greueltaten, denen zahlreiche Juden zum Opfer fielen. Um das Ein-
wanderungsverbot für Juden durchzusetzen, riefen die Araber schließlich zum Generalstreik 
auf.  
Der Haushaltsausschuß des polnischen Parlaments berichtete am 13. Januar 1937 über die 
wirtschaftliche Zukunft der Juden in Polen (x172/78): >>... Die polnische Regierung denkt bei 
dem Versuch, den Bevölkerungsüberschuß zu lösen, zuerst an die Juden. Wir hätten nichts 
gegen die Menschen, wenn es 50.000 wären. Unsere negative Einstellung rührt von der Tatsa-
che her, daß es hier 3 Millionen gibt. Eine Änderung dieser anormalen Situation ist der einzi-
ge Weg zur Lösung des leidigen Judenproblems. ... 
Ohne Palästina als ein Auffangbecken für unseren Judenüberschuß aufzugeben, müssen wir 
unser Problem auf einer breiteren Basis angehen. ...<< 
Joseph Tenenbaum (Leiter einer jüdischen Hilfsorganisation) rief am 15. März 1937 während 
einer Großveranstaltung im Madison Square Garden in New York zum Boykott deutscher 
Waren auf (x172/80): >>... Jedes deutsche Schiff, das an unseren Küsten anlegt, bringt eine 
frische Ladung Naziratten, die eine Beulenpest von Antisemitismus und Rassenhaß verbreitet 
und an den Fundamenten unseres großen Gemeinwesens nagt. ... 
Niemand ist sicher vor dem Holocaust der Nazis.<< 
Der Rabbiner Baruch Braunstein berichtete am 13. April 1937 während einer Veranstaltung 
des Nationalen Rates Jüdischer Frauen im US-Bundesstaat New York über die Folgen des 
Ersten Weltkrieges (x172/81): >>... Es hat drei Fünftel Europas ins Mittelalter zurückversetzt. 
... Wir zogen in den Krieg, um die Demokratie zu retten, und mußten erleben, wie die Demo-
kratie tausend Tode starb. ...<< 
Die polnische Regierung verhandelte am 5. Mai 1937 mit der französischen Regierung, ob 
man osteuropäische Juden nach Madagaskar (1896-1959 französische Kolonie) umsiedeln 
könnte (x172/79). 
Im Juli 1937 verlangte Chaim B. Weizmann von der britischen Regierung, endlich die Grün-
dung des zugesagten Judenstaates zu realisieren. Die Briten schlugen daraufhin eine Auftei-
lung Palästinas ("Peel-Plan") vor. Der sogenannte "Peel-Plan" wurde aber während des zioni-
stischen Kongresses in Zürich von der Mehrheit abgelehnt (x043/474).  
Der jüdische Politiker David Ben Gurion (1886-1973, Chef der zionistischen Palästina-
Sektion), der diese vorläufige Kompromißlösung befürwortete, konnte sich in Zürich nicht 
durchsetzen (x043/474): >>Dieser jüdische Staat, den man uns anbietet, ist nicht das Ziel des 
Zionismus. In diesem Gebiet läßt sich das jüdische Problem nicht lösen. Aber er wird eine 
entscheidende Etappe auf dem Weg zur Verwirklichung der großen zionistischen Ziele sein. 
Er wird im kürzesten Zeitraum zu der wahren Macht heranwachsen, mit dem wir unseren ge-
schichtlichen Auftrag erfüllen können.<< 
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Dieser kleinere Judenstaat (gemäß "Peel-Plan") hätte sicherlich Hunderttausende von späteren 
jüdischen NS-Opfern das Leben retten können.  
Der Reichsführer SS Heinrich Himmler ordnete am 13. September 1937 an, jüdische Inter-
nierte aus der Schutzhaft zu entlassen, falls sie nachwiesen, daß sie nach Palästina oder Über-
see auswandern konnten (x032/386). 
Joseph C. Hyman (Leiter einer jüdischen Hilfsorganisation) rief am 17. Oktober 1937 wäh-
rend einer Veranstaltung in Pittsburgh zur Rettung der europäischen Juden auf (x172/87): 
>>... Es ist eine Frage von Leben und Tod, sofort Mittel zu schicken, um unsere Leute so bald 
wie möglich aus Deutschland herauszuholen. ... 
In Polen ist die jüdische Bevölkerung von mehr als 3.000.000 Seelen zwar nominell durch die 
Verfassung und das öffentliche Recht geschützt, wird jedoch nur allzuoft von Pogromen, Ü-
bergriffen und Boykotten; nur allzu oft Objekt einer starken und zielgerichteten Propaganda 
mit dem Leitmotiv "Juden raus"! ... 
(In Rumänien) nimmt der Antisemitismus eine Brutalität und Gehässigkeit in Wort und Tat 
an, die einen Vergleich mit Nazideutschland rechtfertigen.<< 
Die "New York Times" veröffentlichte am 21. Januar 1938 eine Stellungnahme des rumäni-
schen Ministers Alexander Cuza (x172/92): >>... Es ist Sache der ganzen Welt, eine Bleibe 
für die Juden der Welt zu finden. Madagaskar scheint ein geeigneter Ort zu sein.<<  
Seit dem 26. April 1938 mußten die im Deutschen Reich lebenden Juden ihr Vermögen (Be-
sitz über 5.000 Reichsmark) angeben. 
Die systematische Ausplünderung der deutschen Juden begann (x032/441): >>... Der Beauf-
tragte für den Vierjahresplan (Göring) kann Maßnahmen treffen, um den Einsatz des anmel-
depflichtigen Vermögens im Interesse der deutschen Wirtschaft sicherzustellen.<< 
Der US-Wirtschaftsexperte Bernard M. Baruch (1870-1965) schlug im April 1938 in einer 
Denkschrift an Präsident Roosevelt vor, die europäischen Juden in den "Vereinigten Staaten 
von Afrika" (britische Kolonialgebiete in Kenia, Tanganjika und Nordrhodesien) anzusiedeln.  
Der US-Jurist Felix Frankfurter (1882-1965, von 1939-62, Richter am Obersten US-Gerichts-
hof) kritisierte damals die fehlende Hilfsbereitschaft in Nordamerika (x172/98): >>... Die Her-
ren Baruch und Morgenthau sind so damit beschäftigt die eigene Haut und ihre "Stellungen" 
in Amerika zu retten, daß sie sich so gut wie gar nicht um das Schicksal der Opfer Hitlers 
kümmern. Diese Männer legten dasselbe Verhalten an den Tag wie die reichen und mächtigen 
Juden, die damals Hitler unterstützten, um den Bolschewismus zu unterdrücken.<<  
Das NS-Regime führte am 1. Juni 1938 die Massenverhaftung von allen vorbestraften Juden 
(die zu mehr als einem Monat Gefängnis bestraft waren) durch (x032/449). Die Verhafteten 
wurden ohne Vernehmung und Gerichtsverhandlung in Konzentrationslagern inhaftiert.  
Alfred Rosenberg (ab 1933 Leiter des Außenpolitischen Amtes) schlug am 6. Juni 1938 wäh-
rend der Flüchtlingskonferenz europäischer und amerikanischer Staaten in Evian am Genfer 
See vor, die Insel Madagaskar als Auswanderungsland für die Juden auszuwählen (x032/451). 
Die Konferenz von Evian endete am 15. Juli 1938 lediglich mit unverbindlichen Empfehlun-
gen und der Errichtung eines Internationalen Flüchtlingskomitees mit Sitz in London.  
Das jüdische Flüchtlingsproblem wurde durch diese Konferenz nicht verbessert, sondern so-
gar noch verschlechtert, weil sich die britische Regierung weigerte, die Einwanderung nach 
Palästina zu erleichtern. Seit 1933 waren etwa 40.000 deutsche Juden nach Palästina ausge-
wandert (x032/459). 
Die New Yorker Zeitung "Herald Tribune" und das US-Nachrichtenmagazin "TIME" berich-
teten damals über die erfolglose "Evian-Konferenz" am Genfer See (x172/104): >>... Groß-
mächte schlagen Juden Tür vor der Nase zu. Verhandlung im Stimmungstief. Selbst dünnbe-
siedelte südamerikanische Staaten verweigern Asyl. ...<< 
>>... Trotz der wohlfeilen warmen und klugen Worte in Evian-les-Baines bleibt die Tatsache 
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bestehen, daß keine Nation willens ist, mittellose Juden aufzunehmen.<< 
Bischof George Bell von Chichester forderte am 27. Juli 1938 im Oberhaus höhere Einwande-
rungsquoten für die verfolgten Juden (x172/105): >>... Ich verstehe nicht, wie unsere deut-
schen Vettern – und ich kenne viele Deutsche – so tief sinken, so unehrenhaft und feige sein 
können, ein wehrloses Volk derart zu verfolgen, wie die Nationalsozialisten es mit den Nich-
tariern getan haben.<<  
Das NS-Regime erließ am 17. August 1938 eine Verordnung über die Veränderung von jüdi-
schen Familiennamen und Vornamen (x058/354): >>§ 1. Juden dürfen nur solche Vornamen 
beigelegt werden, die in dem vom Reichsminister des Innern herausgegebenen Richtlinien 
über die Führung von Vornamen aufgeführt sind. ... 
§ 2. Soweit Juden andere Vornamen führen, als sie nach § 1 Juden beigelegt werden dürfen, 
müssen sie vom 1. Januar 1939 ab zusätzlich einen weiteren Vornamen annehmen, und zwar 
männliche Personen den Vornamen Israel, weibliche Personen den Vornamen Sara.<< 
Am 7. November 1938 schoß der 17jährige deutsch-polnische Jude Herschel Grynszpan in der 
Pariser Botschaft auf den deutschen Diplomaten Ernst vom Rath, um auf die unheilvolle Lage 
der Juden in Deutschland aufmerksam zu machen. Der Legationssekretär vom Rath (1909 in 
Frankfurt geboren) war tragischerweise selbst ein erbitterter NS-Gegner und wurde bereits seit 
längerer Zeit von der Gestapo überwacht. Das NS-Regime nutzte diesen Mordanschlag (Rath 
starb 2 Tage später) als Vorwand für die berüchtigte Reichskristallnacht.  
Alle Staatspolizeiämter erhielten am 9. November 1938 per Fernschreiben geheime Anwei-
sungen durch die Gestapo aus Berlin, die "planmäßigen Aktionen gegen Juden", die im ge-
samten Deutschen Reich stattfinden, nicht zu behindern (x191/65): >>Es werden in kürzester 
Frist in ganz Deutschland Aktionen gegen Juden, insbesondere gegen deren Synagogen statt-
finden. Sie sind nicht zu stören. ... Es ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000 bis 
30.000 Juden im Reiche. Es sind auszuwählen vor allem vermögende Juden.<< 
Während der sogenannten "Reichskristallnacht" vom 9. bis zum 10. November 1938 ließ das 
NS-Regime in allen größeren deutschen Städten systematisch jüdische Synagogen, Geschäfte 
sowie Wohnhäuser plündern und zerstören. Diese vermeintlichen "Vergeltungsmaßnahmen 
gegen die Juden" führten die beauftragten NS-Organisationen der SA und SS durch. Die Zi-
vilbevölkerung beteiligte sich nur in begrenztem Maß an diesen Judenverfolgungen. 
Im Verlauf der heimtückischen Anschläge wurden insgesamt etwa 7.500 jüdische Geschäfte 
zerstört, 171 jüdische Gotteshäuser (Synagogen) niedergebrannt, mindestens 91 Juden ermor-
det und zahlreiche Juden mißhandelt. Etwa 26.000 Juden wurden verhaftet und in Konzentra-
tionslagern interniert.  
Der SA-Befehl zur "Reichskristallnacht" am 9./10. November 1938 lautete (x243/60): 
>>Sämtliche jüdischen Geschäfte sind sofort von SA-Männern in Brand zu stecken. ... Die 
Feuerwehr darf nicht eingreifen. ... Der Führer wünscht, daß die Polizei nicht eingreift. ... An 
den zerstörten jüdischen Geschäften, Synagogen usw. sind Schilder anzubringen mit etwa fol-
gendem Text:  
Rache für Mord an vom Rath. 
Tod dem internationalen Judentum. ...<<  
Der deutsche Historiker Herbert Obenaus berichtete später über die "Kristallnacht" (x051/-
335): >>Kristallnacht (Reichskristallnacht), amtliche und bewußt verharmlosende Bezeich-
nung für den von der NSDAP gegen die deutschen Juden am 9./10.11.38 inszenierten Pogrom, 
der mit dem Anschlag eines Juden, Grynszpan, auf den Legationssekretär der deutschen Bot-
schaft in Paris, Rath, legitimiert wurde.  
Das Signal für die Kristallnacht ging von einer antisemitischen Hetzrede aus, die Goebbels am 
Abend des 9.11. auf dem traditionellen "Kameradschaftsabend" im Münchener Alten Rathaus 
hielt, nachdem ihm und Hitler die Nachricht vom Ableben des Diplomaten überbracht worden 
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war. Nach der Rede gaben die versammelten Gauleiter und Parteiführer entsprechende Befeh-
le an ihre örtlichen Dienststellen durch, die dann durch SA und SS, aber auch durch andere 
Organisationen wie die HJ, jüdische Geschäfte und Wohnungen verwüsten und zahlreiche 
Synagogen demolieren und anzünden ließen.  
Die Bevölkerung beteiligte sich an dem Pogrom nur in begrenztem Maße, die offizielle Versi-
on der Vorgänge in der Kristallnacht betonte hingegen die "spontane" und allgemeine Beteili-
gung der Massen.  
Insgesamt wurden 7.500 Geschäfte zerstört, 171 Synagogen niedergebrannt, 91 Juden ermor-
det; auch Vergewaltigungen waren nicht selten. Etwa 26.000 Juden wurden in KZ gebracht, 
die meisten allerdings nach einigen Wochen wieder entlassen.  
Das Grynszpan-Attentat war für Hitler willkommener Anlaß zur längst geplanten Verschär-
fung der antijüdischen Maßnahmen. Zwar waren seit der Machtergreifung zahlreiche Gesetze 
und Verordnungen ergangen, die die Verdrängung der Juden aus dem gesellschaftlichen Le-
ben zum Ziel hatten, doch war ihre wirtschaftliche Stellung noch wenig verändert.  
Nach der Kristallnacht kam es am 12.11.38 im Reichsluftfahrtministerium zu einer Bespre-
chung verschiedener Minister und Ministerialbeamter unter Leitung Görings, in der wichtige 
Erlasse zur vollständigen Verdrängung der Juden aus der Wirtschaft diskutiert wurden (Ari-
sierung).  
Für die Schäden des Pogroms zahlten die Versicherungen an die jüdischen Geschäftsinhaber 
eine auf mehrere 100 Millionen RM geschätzte Entschädigung, die aber an das Deutsche 
Reich abgeführt werden mußte. Außerdem wurde "dem Judentum als Strafe" für das Attentat 
eine "Kontribution" in Höhe von einer Milliarde RM auferlegt.  
Weitere Erlasse verstärkten die gesellschaftliche Diskriminierung der Juden, so der vom 
12.11., der ihnen den Besuch von Theatern, Kinos, Konzerten und Ausstellungen verbot, und 
der vom 15.11., der die Entfernung aller jüdischen Kinder aus den Schulen anordnete. Durch 
Verordnung vom 29.11. bekamen die Regierungspräsidenten die Möglichkeit, den "Juden-
bann" zu verhängen und damit den Juden zeitliche und räumliche Aufenthaltsbeschränkungen 
aufzuerlegen.  
Von besonderer Bedeutung war schließlich die am 12.11. diskutierte Absicht, die Juden zur 
Auswanderung zu drängen und für die Organisation eine "Judenauswanderungszentrale" zu 
bilden. Dementsprechend entstand im Februar 39 in Berlin die "Reichszentrale für die jüdi-
sche Auswanderung", die der Leitung des Chefs der Sicherheitspolizei Heydrich unterstellt 
wurde und als deren Geschäftsführer zunächst der Abteilungsleiter der Gestapo Heinrich 
Müller und ab Oktober 39 Eichmann fungierten.<<  
Hitler mußte nach diesem Pogrom zunächst auf weitere direkte antijüdische Gewaltmaßnah-
men verzichten, denn nach der Reichskristallnacht bewiesen die Proteste der Bevölkerung 
eindeutig, daß die Deutschen derartige Terroraktionen ablehnten.  
Die Versicherungen zahlten zwar mehrere 100,0 Millionen RM für materielle Verluste an die 
jüdischen Geschäftsinhaber, aber diese Entschädigung mußte sofort an das NS-Regime abge-
treten werden. Für das Attentat des deutsch-polnischen Juden Herschel Grynszpan mußten die 
deutschen Juden außerdem eine kollektive Geldstrafe von 1 Milliarde RM an das NS-Regime 
zahlen.  
Grynszpan, der im KZ Sachsenhausen und später im Gefängnis Berlin-Moabit inhaftiert wur-
de, überlebte die NS-Herrschaft durch glückliche Umstände.  
Spätestens nach der "Reichskristallnacht" im November 1938 mußten die als "Untermen-
schen" diffamierten deutschen Juden schließlich einsehen, daß das NS-Regime sie nicht nur 
aus der Wirtschaft, dem Kulturleben und der Wissenschaft, sondern auch mit aller Macht aus 
ihrer Heimat verdrängen wollte.  
Ein Reporter des Manchester Guardian berichtete am 15. November 1938 über die Verhältnis-
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se in der britischen und nordamerikanischen Botschaft in Berlin (x172/118): >>... (Viele ver-
zweifelte Juden) bettelten dort um ein Visum. Wie ich erfahren habe, machen weder Großbri-
tannien noch die USA irgendwelche Zugeständnisse, so daß die große Mehrheit der An-
tragsteller kaum auf die für sie einzig mögliche Rückkehr zu einem normalen Leben hoffen 
kann.<< 
Im britischen Unterhaus scheiterte am 21. November 1938 das Projekt, Juden in Kenia anzu-
siedeln. Premierminister Chamberlain berichtete, daß man bisher 11.000 jüdische Flüchtlinge 
in Großbritannien aufgenommen hätte und weiteren 5.000 die Durchreise-Erlaubnis erteilt 
wurde (x032/486). 
Im November 1938 erließ das NS-Regime weitere Verbote für die jüdische Bevölkerung 
(x129/46). Jüdische Kinder durften danach keine nichtjüdischen Schulen besuchen, Verbot 
der Nutzung von Kraftfahrzeugen, Einschränkung der Bewegungsfreiheit (Ausgangssperre, 
Sperrbezirke), Einziehung der Führerscheine, Pensionskürzungen, Benutzungsverbot für öf-
fentliche Einrichtungen, Museen, Bibliotheken, Kinos und Badeanstalten.  
Trotz aller Schikanen und Hetzkampagnen schafften es die NS-Machthaber nicht, die Juden-
frage durch Massenauswanderung zu lösen. Bis Ende 1938 waren erst 180.000 Juden emi-
griert. Die meisten Zurückgebliebenen besaßen kein ausreichendes Vermögen und konnten 
nicht auswandern, denn die jüdischen Emigranten wurden damals meistens nur von anderen 
Staaten aufgenommen, wenn sie ein großes Vermögen mitbrachten. 
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schrieb später über die Auswande-
rung der in Deutschland lebenden Juden (x051/290-291): >>(Judenverfolgung) ... Am 14.6.38 
... erklärte der Reichswirtschaftsminister, daß der Grundsatz "Keine Anwendung des Arierpa-
ragraphen in der Wirtschaft" nicht mehr aufrechterhalten wird; eine möglichst schnelle Aus-
schaltung der Juden aus der Wirtschaft sei anzustreben.  
Der Eingriff begann mit dem "Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung" vom 6.7.38, nach 
dem Juden der Betrieb einer Reihe von Gewerben verboten wurde, und nahm seinen Lauf mit 
zahlreichen weiteren durch Gesetze und Verordnungen sanktionierten Maßnahmen.  
Die im Zuge der wirtschaftlichen Eliminierung der Juden ergehenden Berufsverbote dehnte 
man schließlich auf die in der Ausübung ihrer Tätigkeit von Einschränkungen schon betroffe-
nen Berufsgruppen aus (z.B. Ärzte 25.7.38; Rechtsanwälte 27.9.38). Hand in Hand mit der 
Ausschaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben lief die Wegnahme ihres Vermögens 
(Arisierung).  
Mit all diesen und zahlreichen anderen Maßnahmen der Judenverfolgung wurde versucht, die 
Juden zum Verlassen des Deutschen Reiches zu bewegen. Ausgewiesen wurden zunächst nur 
früher in Polen beheimatete Juden, u.a. auch diejenigen, die nach 1919 bei der Abstimmung 
über die Zugehörigkeit der deutschen Landesteile im Osten für das Deutsche Reich optiert 
hatten, denen aber nach 1933 die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt worden war.  
Rund 17.000 Personen wurden am 29.10.38 über die polnische Grenze zwangsweise abge-
schoben. Als Vergeltung für dieses Unrecht verübte der junge Jude Grynszpan, dessen Ange-
hörige sich unter den Abgeschobenen befanden, am 7.11.38 in Paris ein Attentat auf den deut-
schen Legationssekretär Ernst vom Rath, das für die Juden in Deutschland schwere Konse-
quenzen auslöste:  
Bei der alljährlichen Zusammenkunft der sogenannten Alten Kämpfer am 9. November in 
München gab Goebbels mit einer judenfeindlichen Rede das Startzeichen für einen Pogrom, 
der noch am selben Abend begann (Kristallnacht) und bis zum 11. November dauerte. Nun 
wurde eine Flut von Gesetzen und Verordnungen erlassen, die die noch in Deutschland be-
findlichen Juden nach und nach aller Rechte beraubte. Die Maßnahmen wurden von der zen-
tral gelenkten Presse und den Publikationen der nationalsozialistischen Organisationen mit 
einer beispiellosen Hetzkampagne begleitet.  
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Trotz allem erreichten die Machthaber es nicht, ihrem Ziel, die Judenfrage durch Auswande-
rung zu lösen, näher zu kommen. Von den Anfang 33 in Deutschland lebenden (über) 500.000 
Juden waren bis Ende 38 nach Zahlung der sogenannten Reichsfluchtsteuer knapp 180.000 
emigriert. Die zurückgebliebenen hofften immer noch auf eine Normalisierung der Verhält-
nisse; teilweise war es ihnen mangels Vermögens aber auch nicht möglich, die Heimat zu ver-
lassen, da viele Länder nicht bereit waren, mittellose Juden aufzunehmen.  
Um die Angelegenheit in den Griff zu bekommen, wurde am 24.1.39 unter der Leitung des 
Chefs der Sicherheitspolizei Heydrich, die "Reichszentrale für jüdische Auswanderung" er-
richtet mit der Aufgabe, die Emigration der Juden vorzubereiten, zu lenken und zu beschleu-
nigen. Zur Förderung der Auswanderung ordnete der Reichsinnenminister am 4.7.39 die Bil-
dung einer "Reichsvereinigung der Juden" (Reichsvertretung) an, der alle Juden angehören 
mußten. Mit Mitteln, die sich die Reichsvereinigung ausnahmslos von vermögenden Juden 
beschaffte, ermöglichten sie armen Juden die Auswanderung. Nahe 80.000 Juden verließen 
1939 Deutschland. 
Nach der Niederlage Polens sah Heydrich die Möglichkeit, die Judenfrage durch Evakuierung 
nach Polen zu lösen. Aus außenpolitischen Gründen befahl Göring jedoch am 24.3.40 die De-
portationen einzustellen.  
Heydrich ordnete hierauf an, die Auswanderung wieder verstärkt zu betreiben. Der Madagas-
kar-Plan war zwar noch nicht aufgegeben, konnte infolge des Krieges jedoch nicht verwirk-
licht werden, und die Anzahl der Aufnahmeländer hatte sich verringert. Im Oktober 40 wies 
man die Juden Badens, der Pfalz und des Saarlandes kurzerhand in das unbesetzte Frankreich 
aus. Im Hinblick auf die bevorstehende Endlösung der Judenfrage ordnete das RSHA am 
20.5.41 aber an, diese "Auswanderungen" zu unterbinden.  
Am 31.7.41 wurde Heydrich schließlich von Göring beauftragt, alle Vorbereitungen für eine 
"Gesamtlösung der Judenfrage" im deutschen Einflußgebiet in Europa zu treffen. Mitte Okto-
ber 41 begannen die Deportationen der Juden aus dem Reichsgebiet in die Ostgebiete und 
schließlich in die Vernichtungslager, vor allem nach Auschwitz. 
Von der Deportation ausgenommen wurden (im wesentlichen) zunächst Juden über 65 Jahre, 
schwer kriegsbeschädigte Juden, Juden mit Kriegsauszeichnungen, in "Mischehe" lebende 
Juden und solche, die in Rüstungsbetrieben arbeiteten. Erstere wurden jedoch bald in das als 
Altersgetto bezeichnete Lager Theresienstadt transportiert, in das sie sich durch sogenannte 
Heimeinkaufsverträge unter Abgabe ihres Vermögens "einkaufen" mußten. Infolge schlechter 
Lebensbedingungen starben viele Gettobewohner oder wurden letztlich noch in eines der Ver-
nichtungslager "ausgesiedelt".  
Die durchweg zwangsweise in den Rüstungsbetrieben beschäftigten Juden schob man schließ-
lich seit Frühjahr 1943 nach Auschwitz ab. Unter ihnen befanden sich zahlreiche in "Misch-
ehe" lebende Juden.  
Bis zur Deportation der letzten Juden hatten sich deren Lebensbedingungen immer weiter ver-
schlechtert. Gekennzeichnet (Judenstern), diffamiert, schikaniert, ihres Vermögens beraubt, 
aus ihren Berufen und Wohnungen (Judenhäuser) entfernt und als Zwangsarbeiter beschäftigt, 
lebten sie rechtlos in ihrer Heimat. Von den noch im Mai 41 im "Altreich" lebenden 168.972 
Juden im Sinne der Nürnberger Gesetze wurden am 1.9.44 lediglich noch 14.574 registriert. 
Nach diesem Stichtag gingen noch zahlreiche Transporte nach Auschwitz und beim Näher-
rücken der Roten Armee in KZ, die im Reichsgebiet lagen. Der vermutlich letzte "Alterstrans-
port" verließ am 27.3.45 Berlin Richtung Theresienstadt.  
Unter der Judenverfolgung der Nationalsozialisten hatten nahezu alle Juden in den von der 
Wehrmacht besetzten oder im deutschen Einflußgebiet befindlichen Ländern zu leiden. Zwar 
stellten sich dort verschiedentlich Regierungen und Bevölkerung der nationalsozialistischen 
Judenpolitik entgegen (z.B. Dänemark und die Niederlande); nur in wenigen Fällen gelang es 
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jedoch, die Juden allgemein vor dem Zugriff der Gestapo zu bewahren (Bulgarien, ohne seine 
besetzten Gebiete).  
Besonders tragisch war das Schicksal der in vielen dieser Länder befindlichen staatenlosen 
Juden, unter denen sich zahlreiche deutsche Emigranten befanden, denen man nach Verlassen 
Deutschlands die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt hatte. Für sie sprach keine Regie-
rung. Sie wurden die ersten Opfer der Verfolgungsmaßnahmen (z.B. Frankreich). Am brutal-
sten führten die Nationalsozialisten die Judenverfolgung in Polen und den besetzten Teilen 
der UdSSR durch. Die besonderen politischen Verhältnisse in diesen Gebieten ließen hier den 
nationalsozialistischen Machthabern freie Hand zur Durchsetzung ihrer Vernichtungsziele, die 
schon mit den Einsatzgruppen angestrebt wurden.<<  
In jener Zeit war der Antisemitismus in vielen europäischen Ländern ausgeprägt. In fast allen 
europäischen Nachbarstaaten (wie z.B. in der Sowjetunion, Polen, Ungarn, Jugoslawien, Ru-
mänien, Bulgarien, Italien, Frankreich) wurden bis Ende 1938 antijüdische Gesetze erlassen 
und Judenverfolgungen durchgeführt.  
In jener Zeit war der Antisemitismus in vielen europäischen Ländern ausgeprägt. In fast allen 
europäischen Nachbarstaaten (wie z.B. in der Sowjetunion, Polen, Ungarn, Jugoslawien, Ru-
mänien, Bulgarien, Italien, Frankreich) wurden bis Ende 1938 antijüdische Gesetze erlassen 
und Judenverfolgungen durchgeführt.  
Als das NS-Regime ab 1938 die Judenverfolgungen ("Reichskristallnacht" vom 9./10. No-
vember 1938) radikal verschärfte, breitete sich zwar allmählich ein radikaler Antigermanis-
mus aus, aber die Einwanderungsquoten für die verfolgten Juden wurden erstaunlicherweise 
nicht erhöht, sondern von einigen Staaten sogar drastisch reduziert.  
Vor Palästina wurden die jüdischen Flüchtlingsschiffe nicht nur abgewiesen, sondern sie wur-
den damals sogar von der britischen Küstenwache beschossen. In Nordamerika verminderten 
sich die Einwanderungsplätze z.B. im Jahre 1938 von 40.000 auf 20.000 Einwanderungsplät-
ze im Jahre 1940 und 1941 waren es nur noch 10.000 Einwanderungsplätze für jüdische Ein-
wanderer (x042/148).  
Seit 1938 verhandelten das NS-Regime, Polen, Frankreich und England über einen Judenstaat 
auf der Insel Madagaskar (französische Kolonie), in Rhodesien (britische Kolonie) oder in 
Britisch-Guayana. US-Präsident Roosevelt schlug später Äthiopien (seit 1936 durch Italien 
besetzt) als Einwanderungsland für die Juden vor. Mussolini hielt Rußland für geeignet. Stalin 
brachte daraufhin Alaska ins Spiel und Roosevelt reichte später einen "Angola-Vorschlag" 
nach.  
Herman Göring ordnete am 24. Januar 1939 die Errichtung einer Reichszentrale für jüdische 
Auswanderung im NS-Reichsinnenministerium an, um die Auswanderung der Juden mit allen 
Mitteln zu fördern (x138/206).  
Hitler kündigte während seiner zweieinhalbstündigen Regierungserklärung vom 30. Januar 
1939 bereits indirekt die "Endlösung" an (x244/394-395): >>... In der Zeit meines Kampfes 
um die Macht war es in erster Linie das jüdische Volk, das nur mit Gelächter meine Prophe-
zeiungen hinnahm, ich würde einmal in Deutschland die Führung des Staates und damit auch 
des ganzen Volkes übernehmen und dann unter vielen anderen auch das jüdische Problem zur 
Lösung bringen. 
Ich glaube, daß dieses damalige schallende Gelächter dem Judentum in Deutschland unterdes 
wohl schon in der Kehle erstickt ist.  
Ich will heute wieder ein Prophet sein: Wenn es dem internationalen Finanzjudentum inner-
halb und außerhalb Europas gelingen sollte, die Völker noch einmal in einen Weltkrieg zu 
stürzen, dann wird das Ergebnis nicht die Bolschewisierung der Erde und damit der Sieg des 
Judentums sein, sondern die Vernichtung der jüdischen Rasse in Europa! ...<<  
Das NS-Regime erließ am 21. Februar 1939 eine Verordnung über die Anmeldung und Ablie-
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ferung des jüdischen Vermögens (x058/355): >>§ 1 Alle Juden ... haben die in ihrem Eigen-
tum befindlichen Gegenstände aus Gold, Platin oder Silber sowie Edelsteine und Perlen bin-
nen zwei Wochen nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung an die nach § 14 der Verordnung 
über den Einsatz des jüdischen Vermögens vom Dezember 1938 ... vom Reich eingerichteten 
öffentlichen Ankaufstellen abzuliefern.<< 
Als das NS-Regime ab 1939 die Austreibung der Juden verstärkte, verweigerten die soge-
nannten "zivilisierten Völker" größtenteils ihre Hilfe und ließen die heimatlosen, gehetzten 
Juden schmählich im Stich. Tausende von ausgestoßenen Juden standen an den ausländischen 
Grenzen und vor den Konsulaten, aber sie bettelten fast immer vergeblich, denn kein Land 
wollte Ausgeplünderte und Bettler aufnehmen.  
Irrfahrt der "St. Louis": Am 13. Mai 1939 startete der Luxusdampfer "St. Louis" in Hamburg 
mit fast tausend Juden an Bord zu einer Irrfahrt zwischen Europa und Nordamerika. Die "St. 
Louis" erhielt später in Kuba und von den Nordamerikanern keine Landeerlaubnis und mußte 
mit den 937 jüdischen Passagieren nach Europa zurückkehren. Die Irrfahrt der "St. Louis" 
endete schließlich am 18. Juni 1939 in Antwerpen. Später kamen etwa 600 ehemalige Passa-
giere der "Sankt Louis" während der sogenannten "Endlösung" um (x032/531).  
Die jüdischen Auswanderungsschiffe erhielten damals fast nirgends eine Landeerlaubnis und 
wurden deshalb nicht selten "schwimmende Särge" genannt. Viele Juden sahen zwar im New 
Yorker Hafen die nordamerikanische Freiheitsstatue, aber die Ausgestoßenen durften ihre 
"schwimmenden Särge" meistens nicht verlassen, weil die nordamerikanische Regierung in 
jener Zeit nicht über die erforderliche Nächstenliebe verfügte.  
In jener Zeit wurde der Leitspruch der US-Freiheitsstatue leider nicht verwirklicht (x043/434): 
>>Gebt mir eure müden, eure armen, eure zusammengedrängten Massen, die sich nach Frei-
heit sehnen<<  
Am 17. Mai 1939 entschied die britische Besatzungsbehörde, daß in den nächsten 5 Jahren 
nur 10.000 Juden jährlich in Palästina einwandern durften ("White Paper"). 
Der jüdische Politiker David Ben Gurion (1886-1973, Chef der zionistischen Palästina-
Sektion) verurteilte damals die britische Einwanderungspolitik in Palästina (x172/141): >>... 
Jeder, der sich der Lage der Juden in Ost- und Mitteleuropa bewußt ist, dürfte nicht einen 
Moment glauben, daß sie aufhören werden, in ihr Heimatland zu kommen, weil irgendein Ge-
setz das als illegal bezeichnet. Juden, die sich zwischen völliger Vernichtung und der Immi-
gration nach Palästina unter sogenannten illegalen Bedingungen entscheiden müssen, werden 
natürlich keinen Augenblick in ihrer Entscheidung zögern.<< 
Das Pariser "Neue Tagebuch" berichtete am 1. Juli 1939 über die vergeblichen Versuche jüdi-
scher Flüchtlinge, nach Nordamerika, Kuba, Ecuador, Palästina oder Griechenland zu fliehen 
(x032/546): >>... Die sichtbaren Opfer des modernen Pharao. Es sind Juden, die über die 
Meere irren. Derer, die durch die Lande irren, sind es mehr.<< 
Die "Reichsvertretung der Juden in Deutschland" wurde am 6. Juli 1939 durch die "Reichs-
vereinigung der Juden in Deutschland" ersetzt. Diese Vereinigung beschäftigte sich vor allem 
mit der jüdischen Auswanderung nach Palästina und der Wohlfahrtsarbeit. Wegen der Berufs-
verbote waren etwa 84 % der Juden arbeitslos. Sie erhielten keine staatliche Unterstützung 
(x092/896). 
Die Juden mußten seit dem 5. September 1939 alle Rundfunkgeräte abliefern und ab 20 Uhr 
zu Hause bleiben.  
Im Jahre 1939 verließen etwa 80.000 Juden das Deutsche Reich. Spätestens ab 1939 trieb das 
NS-Regime die Juden planmäßig aus dem Land, aber fast niemand war bereit, die Heimatlo-
sen aufzunehmen oder sagte ihnen, wo sie leben sollten.  
Die Briten schlugen im Jahre 1939 den langjährigen Aufstand der Araber in Palästina nieder, 
beugten sich aber danach den arabischen Forderungen und schränkten ab 1940 die jüdische 
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Einwanderung nach Palästina drastisch ein (x175/360).  
Von 1933 bis zum Kriegsausbruch im September 1939 flohen rund 218.100 Juden, überwie-
gend Deutsche und Österreicher, nach Palästina (x055/507). Angesichts des drohenden Krie-
ges wurden die Araber ab 1938/39 zu wichtigen "Handelspartnern", denn sie besaßen die rie-
sigen Ölvorräte. Im "Palästina-Weißbuch" vom Mai 1939 beschränkte die britische Regierung 
die Zahl der jüdischen Einwanderer für die folgenden 5 Jahre auf 75.000 Personen. Nach dem 
Kriegsbeginn sperrten die Briten systematisch alle Palästina-Zugänge und hinderten die jüdi-
schen Auswandererschiffe oftmals gewaltsam an einer Landung. Spätestens jetzt bereuten es 
die jüdischen Politiker bitterlich, daß sie 1937 den britischen Kompromißvorschlag ("Peel-
Plan" = Aufteilung Palästinas) abgelehnt und damit ihre letzte Chance leichtfertig verspielt 
hatten.  
Die verzweifelten Juden betrachteten diese dramatischen Einwanderungsbeschränkungen für 
Palästina zu Recht als Verrat am jüdischen Volk und waren damals bereit, auch gegen Groß-
britannien zu kämpfen. Später kämpften jedoch etwa 30.000 jüdische Soldaten mit den Briten 
gegen deutsche Truppen im Nahen Osten und erlitten wegen ihrer fanatischen Pflichterfüllung 
äußerst hohe Verluste.  
Der nordamerikanische Historiker David S. Wyman schrieb später in seinem Buch "Das un-
erwünschte Volk" über die Einwanderungsbeschränkungen für Palästina (x042/188-189): >>... 
Die meisten Forderungen nach Rettungsmaßnahmen verlangten die Öffnung Palästinas. Die 
dortige jüdische Bevölkerung – sie zählte 50.000 Köpfe – war die einzige "Nation" der Erde, 
die bereit war, Massen jüdischer Flüchtlinge aufzunehmen.  
Doch Großbritannien, das in Palästina als Mandatsmacht fungierte, hatte 1939 die Grenzen 
des Landes für jüdische Einwanderer praktisch geschlossen. Vorausgegangen waren zahlrei-
che Gewalttätigkeiten zwischen jüdischen Siedlern und arabischen Einwohnern, bei denen 
sich angesichts des Anwachsens der jüdischen Bevölkerung seit dem Ersten Weltkrieg Wut 
und Angst breitmachte. 
Um die Unruhe unter den Arabern zu dämpfen – und nicht zuletzt um ihrer eigenen langfristi-
gen Interessen im Nahen Osten willen – legte die britische Regierung im Mai 1939 ein soge-
nanntes Palästinenser-Weißbuch vor. Es beschränkte die Zahl der jüdischen Einwanderer nach 
Palästina auf 75.000 innerhalb der folgenden 5 Jahre. Auf diese Weise sollte sichergestellt 
werden, daß die Juden in Palästina nicht über einen Bevölkerungsanteil von einem Drittel hi-
nauskommen würden, so daß die Araber die Gewißheit hätten, daß dort kein jüdischer Staat 
entstehe. 
Bald darauf brach in Europa der Krieg aus, und die Nazis verschärften ihren Druck auf die 
Juden. Für Großbritannien war dies jedoch kein Anlaß, jene Restriktionen wieder aufzuheben 
oder auch nur zu lockern. Der Krieg bestärkte die Briten vielmehr in ihrer Entschlossenheit, 
die jüdische Einwanderung so niedrig wie möglich zu halten. Unruhen in der islamischen 
Welt konnten militärische Operationen stören, Nachschublinien gefährden oder britische 
Truppen durch polizeiliche Einsätze binden.  
Die Briten wußten, daß ihnen von seiten der Juden keine Gefahr drohte, wohl aber potentiell 
von seiten der Araber. So wurde es zur Grundregel der britischen Palästina-Politik, die Araber 
nicht zu verprellen, auch wenn dies bedeutete, daß man verfolgten Juden den Zugang zur "na-
tionalen Heimstätte" verwehrte, die Großbritannien dem jüdischen Volk in der Balfour-
Deklaration versprochen hatte. 
Nachdem die Weißbuch-Richtlinien in Kraft getreten waren, wurden immer wieder Schiffe 
mit vertriebenen oder geflohenen Juden an Bord von den Küsten Palästinas verjagt. Wenn 
Flüchtlinge das Land erreichten, landeten sie auf unabsehbare Zeit in Internierungslagern. so 
erging es beispielsweise 800 Juden, die sich aus Rumänien gerettet hatten und im März 1941 
auf der "Darien" in Palästina anlandeten. Einige Monate zuvor waren 1.600 "illegal" an Land 
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gegangene Flüchtlinge auf die Insel Mauritius im Indischen Ozean deportiert worden. Einige 
der altersschwachen Flüchtlingsschiffe verschwanden auf dem Weg nach Palästina; die "Sal-
vator" beispielsweise sank im Marmarameer und riß 200 Menschen mit in die Tiefe. 
... Im Oktober 1943, ein halbes Jahr vor Ablauf der Fünfjahresfrist, waren von den 75.000 
Plätzen noch 31.000, das heißt mehr als 40 Prozent vakant. ...<< 
 
Polens Expansionspolitik (1934-1938) 
Polen und das Deutsche Reich schlossen am 26. Januar 1934 einen Nichtangriffs- und Freund-
schaftspakt, der damals das französisch-polnische Bündnissystem nachhaltig erschütterte 
(x300/135): >>... Beide Regierungen erklären ihre Absicht, sich in den ihre gegenseitigen Be-
ziehungen betreffenden Fragen, welcher Art sie auch sein mögen, unmittelbar zu verständi-
gen. Sollten etwa Streitfragen zwischen ihnen entstehen, und sollten sich deren Bereinigung 
durch unmittelbare Verhandlungen nicht erreichen lassen, so werden sie in jedem besonderen 
Falle aufgrund gegenseitigen Einvernehmens eine Lösung durch andere friedliche Mittel su-
chen. ... 
Unter keinen Umständen werden sie jedoch zum Zweck der Austragung solcher Streitfragen 
zur Anwendung von Gewalt schreiten.<< 
Um die angestrebten außenpolitischen Pläne zu verwirklichen, benötigte Hitler vorläufige Rü-
ckendeckung im Osten. Ein deutsch-polnisches Bündnis gegen die Sowjetunion lehnten die 
Polen jedoch entschieden ab, denn sie verfolgten wesentlich andere Ziele.  
Für Pilsudski bedeutete das deutsch-polnische Abkommen lediglich eine "Ruhepause" (x064/-
134): >>... Danach müssen wir bereit sein, uns zu verteidigen. Es bleibt keine Alternative.<<  
Da Polen wegen Mißachtung des vereinbarten Minderheitenschutzabkommens verstärkt kriti-
siert wurde, kündigte die polnische Regierung im Jahre 1934 während der Vollversammlung 
des Völkerbundes das Minderheitenschutzabkommen.  
Der polnische Außenminister Beck erklärte am 13. September 1934 (x028/29): >>... von heu-
te ab sich jede Zusammenarbeit mit den internationalen Organen zu versagen, soweit es sich 
um die Kontrolle der Anwendung des Systems des Minderheitenschutzes durch Polen han-
delt.<<  
Als Staatschef Pilsudski am 12. Mai 1935 starb, wurde die autoritäre Regierungsweise durch 
"Staatsführer" anschließend fortgesetzt ("gelenkte Demokratie" bei Entmachtung des Parla-
ments). Zwischen dem NS-Regime und Polen entbrannte später ein Zollkrieg um Danzig.  
Polen schränkte im Jahre 1936 den Durchgangsverkehr (Deutsche Reich - Ostpreußen) erheb-
lich ein (x186/22).  
Im Rahmen der polnischen "Großmachtpolitik" verkaufte man damals vielerorts Postkarten 
mit den angeblichen uralten, historischen Grenzen Polens. In den dreißiger Jahren gab die 
Vereinigung polnischer Volksbüchereien Postkarten heraus, die "Polens historische West-
grenze" zeigte: Sie verlief am östlichen Stadtrand von Berlin und umfaßte außer der oberen 
Elbe einschließlich Dresdens auch die gesamte Tschechoslowakei.  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die ver-
meintlichen "historischen Gebietsansprüche Polens" (x025/177): >>... Tatsächlich sind slawi-
sche Stämme nach der Völkerwanderung bis an die Elbe-Saale-Linie vorgedrungen und haben 
sich etwa seit dem 7. Jahrhundert u.a. in ganz Brandenburg, Mecklenburg, Sachsen, Teilen 
von Oberfranken, der bayerischen Oberpfalz und im östlichen Österreich niedergelassen.  
Vor diesem Hintergrund proklamierte 1917 der Panslawist Hanus Kuffner die Elbelinie als 
Westgrenze der Slawenzone. ...<< 
Zwei Monate vor Beginn des Zweiten Weltkrieges veröffentlichte die Zeitung "Dziennik Poz-
nanski" eine Karte mit noch wesentlich weiter reichenden Zielvorstellungen. Nachdem die 
polnische "See- und Kolonialliga" in der Zwischenkriegszeit einen Anteil am deutschen Ko-
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lonialbesitz gefordert hatte, gab die antifaschistische Untergrundbewegung während des Krie-
ges Vignetten heraus mit der Überschrift "Darum kämpfen wir"; auf ihnen war außer der 
Landkarte eines polnischen Großreichs von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer auch eine 
Karte mit sämtlichen ehemals deutschen Afrika-Kolonien abgebildet. ...<< 
Infolge der sowjetischen "Säuberungsaktionen" näherte sich Polen dem NS-Regime (Abkom-
men über Minderheitenschutz vom 15. November 1937). 
Polen nutzte das "Österreich-Problem" am 16. März 1938 für ein Ultimatum (bis zum 19. 
März 1938) an Litauen. Litauen wurde mit diesem Ultimatum schließlich zur Anerkennung 
der umstrittenen "Wilna-Grenze" gezwungen (x041/95).  
Der schweizerische Geschichtsprofessor und Völkerbundskommissar in Danzig, Carl J. 
Burckhardt, der sich vergeblich um einen deutsch-polnischen Ausgleich bemühte, schrieb am 
20. August 1938 über seine Gespräche mit dem polnischen Außenminister Beck (x025/183-
184): >>Die Polen warten in scheinbarer Ruhe. Beck, während unserer nächtlichen Fahrt, hat 
mich etwas in seine Pläne eingeweiht. Weiterhin spielt er sein doppeltes Spiel. Es ist kein 
deutsches Spiel, wie manche Franzosen und die polnische Opposition glauben. Es ist ein 
Spiel, bei welchem man für Polen auf den höchsten Gewinn hofft, einen Gewinn, der sich er-
geben soll aus einer schließlich unvermeidlichen deutschen Katastrophe. ...  
Jetzt hofft man im stillen in Warschau nicht nur auf die bedingungslose Integration Danzigs in 
den polnischen Staatsbereich, sondern auf viel mehr, auf ganz Ostpreußen, auf Schlesien, ja 
auf Pommern. Im Jahre 1933 noch sprach man in Warschau vom polnischen Pommerelien, 
aber jetzt sagt man "unser Pommern".  
Beck macht eine rein polnische Politik, eine letzten Endes antideutsche Politik, eine nur 
scheinbar polnisch-deutsche Entspannungspolitik seit der Besetzung des Rheinlandes und der 
französischen Passivität bei Anlaß dieses Vorganges. Aber man bemüht sich, die Deutschen 
ganz methodisch in ihren Fehlern zu bestärken. ...<< 
Die polnische Regierung stellte der Tschechoslowakei am 30. September 1938 ein Ultimatum, 
den Industriebezirk Teschen bis zum 2. Oktober 1938 abzutreten (Teschen gehörte bis 
1919/20 zum Deutschen Reich).  
Außenminister von Ribbentrop übergab dem polnischen Botschafter Lipski am 24. Oktober 
1938 in Berlin Vorschläge zur "Generalbereinigung aller bestehenden Reibungsmöglichkeiten 
zwischen Deutschland und Polen" (x064/135).  
Hitler beabsichtigte zunächst hauptsächlich die Wiedergewinnung Westpreußens und versuch-
te außerdem, die Polen für den Kampf gegen die Sowjetunion zu gewinnen. Er garantierte 
Polen langfristig die bisherige deutsch-polnische Grenze, falls Polen eine exterritoriale Auto- 
und Eisenbahn zwischen Ostpreußen und dem Deutschen Reich (durch den sogenannten "Kor-
ridor") genehmigte und auf Danzig verzichtete. Polen sollte dafür durch sowjetische Gebiete, 
die man noch gemeinsam erobern mußte, entschädigt werden. Polen wurde ferner aufgefor-
dert, dem Antikominternpakt beizutreten. Die polnische Regierung lehnte diese unsicheren, 
gewagten Pläne jedoch ab (x069/175). Hitlers Vorschläge vom 19. November 1938 und 5./6. 
Januar 1939 wurden im Vertrauen auf die eigene Stärke ebenfalls abgelehnt.  
Polen schloß am 26. November 1938 einen Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion, um sich 
im Osten Rückendeckung zu verschaffen. 
Der polnische "Ausschuß für Nationalitätenfragen" beschloß am 19. Dezember 1938 Richtli-
nien zur radikalen Lösung der deutschen Minderheitsprobleme (x104/271). 
 
Stalins Gewaltherrschaft (1935-1939) 
Stalin erklärte per Erlaß vom 8. April 1935 alle sowjetischen Jugendlichen ab 12 Jahre für 
strafmündig. Sie konnten danach auch zum Tod verurteilt und hingerichtet werden (x080/-
254). 
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Stalin (seit 1935 absoluter Alleinherrscher) ließ ab 1935 in der gesamten Sowjetunion groß-
angelegte "Säuberungsaktionen" und öffentliche Schauprozesse durchführen. Im Verlauf die-
ser systematischen "Säuberungen" wurden alle vermeintlichen Gegner der Stalin-Diktatur 
(Lenin-Anhänger, "Trotzkisten", ausländische Kommunisten und verdächtige Offiziere der 
Roten Armee, Berufsverbrecher mit mehr als 3 oder 4 Vorstrafen und andere) in den sowjeti-
schen Zwangsarbeitslagern "kaltgestellt" oder sofort liquidiert. Dem radikalen Stalinismus 
fielen danach Jahr für Jahr unzählige Unschuldige zum Opfer. 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über Stalins rück-
sichtslose "Säuberung" der sowjetischen Kommunistischen Partei (x192/435-436): >>... Zu-
nächst ließ er 1935 einige seiner Gegner in höheren Positionen verhaften; 1936 wurde dann 
eine Gruppe früherer Kritiker des Hochverrats beschuldigt und vor Gericht gestellt. Nach 
1937 erfaßten die Verhaftungen schließlich auch Offiziere der Roten Armee, Diplomaten, In-
dustriedirektoren und lokale Parteifunktionäre.  
Alles in allem wurden zwischen 1935 und 1939 in einer grauenhaften Vernichtungskampagne 
etwa 8 Millionen Russen verhaftet, von denen 90 Prozent umkamen – entweder durch Hin-
richtung mit oder ohne Prozeß oder in den sibirischen Arbeitslagern.  
Die stalinistische Hexenjagd führte zu einer katastrophalen Schwächung der innen- und au-
ßenpolitischen Position des Landes. Einerseits reduzierte der Verlust so vieler erfahrener 
Verwaltungskräfte und Fachleute aus allen Schichten die Leistungsfähigkeit und hemmte das 
Wachstum; andererseits verlor die Sowjetunion durch die Schauprozesse im Ausland stark an 
Glaubwürdigkeit. Vor allem aber wurde die Hälfte der hochrangigen Offiziere der sowjeti-
schen Streitkräfte eliminiert – eine gefährliche Schwächung der militärischen Position des 
Landes gegenüber der wachsenden Stärke der Deutschen im Westen und der Japaner im Os-
ten.<< 
Armenien (seit 1920 von Truppen der Roten Armee besetzt) erhielt im Jahre 1936 den Status 
einer Sowjetrepublik. Stalin erteilte im Jahre 1936 den Befehl, die "unzuverlässigen" sowjeti-
schen Volksstämme der Chinesen und Koreaner aus dem Fernen Osten nach Kasachstan und 
Usbekistan "umzusiedeln". Im Verlauf der großangelegten "Säuberungsaktionen" und öffent-
lichen Schauprozesse ("Prozeß der 16") fielen dem radikalen Stalinismus im Jahre 1936 wie-
der zahlreiche Unschuldige zum Opfer.  
Während der großangelegten "Säuberungsaktionen" und der öffentlichen Schauprozesse 
("Prozeß der 17") fielen dem radikalen Stalinismus im Jahre 1937 wieder viele Unschuldige 
zum Opfer. 
Der nordamerikanische Historiker Joel Carmichael (1915-2006) berichtete später über Stalins 
Massenterror im Jahre 1937 (x243/137): >>... Die Verfolgung jedoch, die nun in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1937 begann, nahm in jeder Hinsicht phantastische Ausmaße an. Es wurden 
auch Menschen davon betroffen, die niemals Mitglieder einer politischen Partei gewesen wa-
ren. ... Monatelang schien die politische Polizei 24 Stunden am Tag zu arbeiten: In den Städ-
ten und auf dem Lande riß sie Menschen aus den Häusern, Werkstätten, Laboratorien, Fabri-
ken, Universitäten, Kasernen und Regierungsbüros.  
Nicht eine Wirtschaftsbranche, nicht eine Berufsgruppe blieb verschont: Bauern, Arbeiter, 
Funktionäre, Fachleute, Intellektuelle, Künstler, Offiziere – alle wurden in dieselben Zellen 
gesperrt. ... 
Die große Säuberung führte praktisch zur Beseitigung aller führenden Persönlichkeiten in 
buchstäblich allen Fabriken, Eisenbahnstationen, Schulen und schulischen Einrichtungen, wo-
bei die Kollektivwirtschaften, Regierungsstellen und die Armeehierarchie noch nicht berück-
sichtigt sind. ...<< 
Nach der Hinrichtung von polnischen KP-Führern (in der UdSSR im Jahre 1937) löste die 
Komintern Anfang 1938 die gesamte polnische KP (ca. 40.000 Mitglieder) auf, weil sie an-
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geblich von Pilsudskis Spionen durchsetzt gewesen sein sollte (x064/130).  
Im Verlauf der großangelegten "Säuberungsaktionen" und öffentlichen Schauprozesse ("Pro-
zeß der 21") des Jahres 1938 forderte der radikale Stalinismus wieder zahlreiche Opfer. Bei 
den "Säuberungen" der Roten Armee wurden 1937/38 mindestens 3 Marschälle, 13 Armeege-
neräle, 62 Korpskommandeure hingerichtet (x061/467). Nach Abschluß der großen "Säube-
rungswellen" ließ Stalin gewöhnlich auch die Vollstrecker hinrichten.  
Ein Zeitzeuge berichtete später über Stalins "Säuberungsaktionen" (x191/70): >>Tag und 
Nacht rasten die Autos der GPU durch die Straßen der russischen Städte und rissen unzähli-
gen aus ihren Wohnungen, aus Fabriken, Universitäten, Laboratorien, Eisenbahnwerkstätten, 
Truppenkörpern und Ämtern. ... 
In der Zeit von Mitte 1936 bis Ende 1938 erhielt der totale Staat der Sowjetunion seine end-
gültige Form. In diesen Jahren wurden ungefähr 8 Millionen Menschen von den Organen der 
staatlichen Geheimpolizei verhaftet. ... Sie waren alle unschuldig.<< 
Der deutsche Historiker Wolfgang Leonhard (1921-2014, der damals ein Mitglied der "Grup-
pe Ulbricht" war, berichtete später (x191/70): >>Nur ein einziges Mitglied der ersten Sowjet-
regierung überlebte die Säuberung: Stalin! ...<<  
Der französische Historiker Nicolas Werth berichtete später über Stalins Terror in den Jahren 
1937 und 1938 (x265/213): >>... Wir verfügen heute über streng vertrauliche Dokumente, die 
von Nikita Chruschtschow und den maßgeblichen Parteioberen während der Entstalinisierung 
angelegt worden sind. ...  
Danach sind allein in den Jahren 1937 und 1938 1.575.000 Menschen vom NKWD verhaftet 
worden; 1.345.000 (d.h. 85,4 %) sind im Laufe dieser beiden Jahre verurteilt worden; 681.692 
(d.h. 51 % der 1937/38 Verurteilten) sind hingerichtet worden. ...<< 
Im Jahre 1939 mußte die KPdSU 40 % der sowjetischen Parteifunktionäre aller Ebenen erset-
zen (x058/89). Von den 15 Politbüro-Mitgliedern der Lenin-Epoche lebten 1941 nur noch Sta-
lin, Andrejew, Molotow und Woroschilow. Die anderen ehemaligen Politbüro-Mitglieder der 
Lenin-Ära (wie z.B. Bucharin, Kamenew, Rykow, Sinowjew, Tomski, Trotzki) hatte der so-
wjetische Alleinherrscher schon längst beseitigen lassen oder in den Selbstmord getrieben.  
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Bilanzierung und Bewertung des NS-Regimes (1933-1939) 
Trotz aller Warnungen ernannte der altersschwache 85jährige Reichspräsident den angeblich 
"harmlosen" Hitler am 30. Januar 1933, kurz nach 11 Uhr, zum deutschen Reichskanzler (so-
genannte nationalsozialistische "Machtergreifung").  
Während der Vereidigung zum Reichskanzler gab sich der "Gefreite" noch als ergebener, un-
terwürfiger Diener aus. Hitler verneigte sich ehrfürchtig vor dem greisenhaften Staatsober-
haupt, gelobte feierlich die Verfassung zu achten und keine Diktatur anzustreben.  
Als Reichspräsident Hindenburg den NSDAP-Führer Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum 
Reichskanzler ernannte, leitete er gleichzeitig das Ende der deutschen Demokratie ein.  
Der greise Volksheld Hindenburg besiegelte mit Hitlers Ernennung zum deutschen Reichs-
kanzler politisch unbedrängt letzten Endes die größte Katastrophe der deutschen Geschichte. 
Schon einige Tage nach Hitlers Ernennung verlor das deutsche Volk fast alle Grundrechte und 
Freiheiten.  
Als Hitler am 30. Januar 1933 erstmalig in der Berliner Reichskanzlei eintraf, erklärte er 
(x034/634): >>Keine Macht der Welt wird mich jemals lebend hier wieder herausbringen 
...<<  
Der DDP-Politiker Theodor Heuss erklärte am 30. Januar 1933 (x032/9): >>... Das wird für 
euch Juden eine schlimme Zeit werden.<< 
Erich Ludendorff, ein berühmter und berüchtigter deutscher General des Ersten Weltkrieges 
(sowie aktiver "Hitlerputsch-Teilnehmer) schrieb am 31. Januar 1933 an den Ex-General und 
amtierenden Reichspräsidenten Hindenburg (x034/635): >>... Ich prophezeie ihnen feierlich, 
daß dieser unselige Mann unser Reich in den Abgrund stürzen und unsere Nation in unfaßba-
res Elend bringen wird. Kommende Geschlechter werden sie wegen dieser Handlung in Ihrem 
Grabe verfluchen.<<  
US-Präsident Hoover kritisierte damals das ungewöhnlich nachgiebige Verhalten der franzö-
sischen Regierung nach Hitlers Machtübernahme (x069/165): >>Kaum war Hitler an die 
Macht gekommen, so nahm die französische Regierung eine völlig veränderte Haltung ein 
und machte eine Reihe von Vorschlägen, die, solange Brüning an der Macht war, mehr als 
ausreichend gewesen wären. Immer größere Zugeständnisse wurden von Frankreich angebo-
ten und von Hitler zurückgewiesen.  
Sogar in Frankreich hatte man in weiten Kreisen das Gefühl, daß Hitler nie die Regierung in 
seine Hand gebracht hätte, wenn man dem Reichskanzler Brüning in vernünftiger Weise ent-
gegengekommen wäre und ihm geholfen hätte, das Gefühl des Unrechts und der Demütigung 
zu zerstreuen.<< 
Als der niederländische Anarchist Marinus van der Lubbe am 27. Februar 1933 das Berliner 
Reichstagsgebäude in Brand setzte, nutzte Hitler den Reichstagsbrand sofort als Vorwand, um 
die gefährlichsten "Staatsfeinde" auszuschalten (angebliche "kommunistische Rebellion"). In 
der Nacht des Brandes und am nächsten Tag wurden ca. 4.000 kommunistische Funktionäre 
verhaftet und die KPD indirekt verboten.  
An der Brandstiftung war vermutlich auch der damalige preußische "Innenminister" Hermann 
Göring beteiligt.  
Im Jahre 1946 erklärte Generaloberst Halder z.B. unter Eid (x059/73): >>Anläßlich eines Mit-
tagessens beim Führer im Jahre 1942 kam das Gespräch auch auf das Reichstagsgebäude ... 
Ich habe mit eigenen Ohren gehört, wie Göring in das Gespräch hineinrief: "Der einzige, der 
den Reichstag wirklich kennt, bin ich. Ich habe ihn ja angezündet."<<  
Am 28. Februar 1933 genehmigte Reichspräsident von Hindenburg auf Grund des Artikels 48 
Abs. 2 eine ihm vorgelegte Notverordnung (sogenannte "Reichstagsbrandverordnung" bzw. 
Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat). Diese scheinbar "legale 
Notverordnung" setzte wesentliche demokratische Grundrechte der Weimarer Verfassung 
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(wie z.B. freie Meinungsäußerung, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, Brief- und Fern-
sprechgeheimnis, persönliche Freiheiten) außer Kraft.  
Mit Hilfe der "Reichstagsbrandverordnung" konnte das NS-Regime die Weimarer Republik 
zwar vermeintlich "legal" liquidieren, aber diese "Notverordnung zum Schutz von Volk und 
Staat" war nicht durch Artikel 48 gedeckt und deshalb ungesetzlich, weil sie nicht vorüberge-
hend erlassen wurde. Die "Reichstagsbrandverordnung" (Abschaffung des demokratischen 
Verfassungs- und Rechtsstaates bzw. Legalisierung der NS-Diktatur) wurde zunächst auf 4 
Jahre begrenzt und danach dreimal durch das NS-Regime verlängert, so daß sie schließlich bis 
zum Zusammenbruch des NS-Staates in Kraft blieb.  
Der "Daily Express" berichtete am 3. März 1933 (x023/71): >>Wenn die kommunistische 
Gefahr beseitigt ist, wird die normale Ordnung der Dinge zurückkehren.<<  
Bei der letzten "freien Reichstagswahl" am 5. März 1933 erhielt die NSDAP trotz großer 
Massenarbeitslosigkeit (fast 6,0 Millionen Arbeitslose und mehrere Millionen Kurzarbeiter) 
"nur" 43,9 % aller Wählerstimmen bzw. 288 Mandate, so daß Hitler nur mit Hilfe von radika-
len Bundesgenossen "Kampffront Schwarz-Weiß-Rot" (DNVP = 8,0 %) die "einfache Mehr-
heit" von 51,9 % erreichte.  
Da spätestens seit dem 28. Februar 1933 diktatorische Machtverhältnisse herrschten (Ein-
schränkung der Grundrechte, Ausnahmezustand, Parteienverbot, SA- Straßenterror etc.), zähl-
te die Wahl vom 5. März 1933 bereits nicht mehr zu den demokratischen und freien Wahlen. 
Am 23. März 1933 legte Reichskanzler Hitler während der zweiten Sitzung des neuen 
Reichstages das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich" (sog. "Ermächtigungsge-
setz") zur Abstimmung vor.  
Da das NS-Regime wegen der erforderlichen Zweidrittelmehrheit keine legale Verfassungs-
änderung durchsetzen konnte, ließ Hitler zahlreiche politische Gegner vorher gewaltsam aus-
schalten. Nachdem man die meisten kommunistischen Abgeordneten bereits während und 
nach dem Reichstagsbrand am 27. Februar 1933 inhaftiert hatte (x063/579), ließ Hitler vor der 
entscheidenden Abstimmung über die Annahme des Gesetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Reich (sogenanntes "Ermächtigungsgesetz") die restlichen KPD-Abgeordneten festneh-
men und außerdem noch kurzerhand 26 der 120 SPD-Reichstagsabgeordneten verhaften oder 
aussperren, um die erforderliche Zweidrittelmehrheit für die Grundgesetzänderung zu erhal-
ten.  
Am 23. März 1933 stimmten die verbliebenen 94 SPD-Abgeordneten gegen die Annahme des 
verfassungswidrigen "Ermächtigungsgesetzes", obgleich der Berliner Reichstag von schwer-
bewaffneten SA- und SS-Wachen umstellt war und man die anwesenden Abgeordneten der 
Opposition während der Abstimmung unentwegt einschüchterte und massiv bedrohte. 
Vor dem Berliner Reichstag drohten am 23. März 1933 die SA- und SS-Wachen (x059/76): 
>>Wir wollen das Gesetz - sonst (gibt es) Mord und Totschlag. ...<<  
Während die 94 SPD-Abgeordneten das "Ermächtigungsgesetz" ablehnten, stimmte das Zen-
trum (73 Sitze) aufgrund von Hitlers mündlichen Zusagen, die er später jedoch nie einlöste, 
zu. Am 23. März 1933 wurde das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich", das 
sog. "Ermächtigungsgesetz", vom Reichstag mit der notwendigen 2/3-Mehrheit (444:94) ge-
gen die Stimmen der SPD beschlossen. Nach Bekanntgabe der namentlichen Schlußabstim-
mung gab es im Deutschen Reich endgültig keine Demokratie mehr. Die gesetzlosen NS-
Terroristen beendeten ihren erfolgreichen Staatstreich mit der sogenannten "NSDAP-Hymne", 
dem "Horst Wessel-Lied" (x049/102). 
Der französische Politikwissenschaftler und Germanist Alfred Grosser schrieb später über den 
"internen" NS-Terror im März 1933 (x075/73-74): >>... Die Sozialisten stimmten mit Nein, 
die Kommunisten waren bereits aus dem Reichstag ausgeschlossen worden. Die anderen sag-
ten Ja, teilweise aus Angst. Wie so viele Vereine und Gruppierungen Ja sagen werden – ent-
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weder aus tatsächlicher Anhängerüberzeugung oder in der Hoffnung, verschont zu bleiben, 
wenn sie zulassen, daß der Nachbar verprügelt wird. ... 
Aber dem Grauen geht der Terror voraus. Und kein beliebiger Polizeiterror. Die ersten, im 
Frühjahr 1933 eingerichteten Konzentrationslager dienten nicht nur dazu, die Regimegegner 
aus dem Verkehr zu ziehen – wie beispielsweise den jungen sozialdemokratischen Abgeord-
neten Kurt Schumacher, der im Reichstag den Nationalsozialismus als "Aufruf an den inneren 
Schweinehund im Menschen" charakterisiert hatte. Die Inhaftierung hatte auch die Erniedri-
gung, die Entwürdigung zum Ziel und bedeutete physische Qualen. So litten und starben Hun-
derttausende von Deutschen in Buchenwald und anderswo, noch bevor die ersten Deportati-
onstransporte aus dem Ausland ankamen. 
Die Brutalität im eigenen Land ging also der Brutalität eines Krieges voraus, in dem Abermil-
lionen von Menschen sterben sollten ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-84) berichtete später über Hit-
lers "Nationale Revolution" (x063/578-579): >>Schon nach wenigen Tagen wurde aus der 
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler eine "Nationale Revolution" konstruiert. Man wollte 
eine Massenpsychose schaffen, um kraft revolutionären Rechts die eben beschworene Verfas-
sung totalitär zu verändern. Die Mittel der Propaganda, der Presse und des Rundfunks waren 
bereits in nationalsozialistischer Hand.  
Der Reichstagsbrand vom 27. Februar, von ihnen selbst in Szene gesetzt, gab dann den Vor-
wand zum Verbot nicht nur der kommunistischen, sondern schließlich jeder Opposition. Der 
Terror wurde, um eine paradoxe Ausdrucksweise zu gebrauchen, zum Verfassungsgrundsatz 
erhoben. Daß dies nötig war, liefert zugleich für die Geschichte den Beweis, daß das Regime, 
das sich in frevelhafter Anmaßung mit Deutschland gleichzusetzen wagte, niemals auf dem 
Willen des Volkes ruhte. 
Man sagt oft, die Reichstagwahlen vom 5. März 1933 seien die letzten freien Wahlen gewe-
sen. Aber auch sie fanden schon unter ungemeinem Druck statt. Dennoch erhielten die Natio-
nalsozialisten nur 44 %. Zusammen mit ihren Bundesgenossen in der "Kampffront Schwarz-
weiß-rot" brachten sie es auf 52 % - genug, mit knapper Mehrheit eine Regierung zu bilden, 
aber bei weitem nicht für eine Änderung der Verfassung mit legalen Mitteln.  
Also mußten sie mit anderen Kräften nachhelfen. Schon die Verordnung des Reichspräsiden-
ten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 ging über alles hinaus, was der 
Artikel 48 decken konnte. Am 23. März nahm der Rumpfreichstag (die Kommunisten und 
einen Teil der Sozialdemokraten hatte man eingesperrt oder am Besuch des Reichstages ge-
hindert) das sogenannte Ermächtigungsgesetz an; alle noch anwesenden Sozialdemokraten 
stimmten dagegen.  
Dieses "Gesetz" übertrug der Reichsregierung legislative Befugnisse, auch unter Abweichung 
von den Bestimmungen der Verfassung. ... Verfassungsrechtlich war das "Gesetz", da bei der 
Abstimmung 81 Abgeordnete mit Gewalt ferngehalten wurden, ohnehin null und nichtig. ...<< 
Der NS-Staat verfügte schon frühzeitig über Konzentrationslager (KZ), in denen "mißliebige 
Elemente" (Kommunisten, Sozialisten, Geistliche und andere "Volksschädlinge") Zwangsar-
beit leisten mußten. Im März 1933 ließ Himmler bei Dachau (Oberbayern) und in Oranien-
burg (Provinz Brandenburg) die ersten Konzentrationslager sowie zahlreiche "wilde SA- und 
SS-Lager" (leerstehende Fabriken oder Lagerhallen) errichten.  
Später inhaftierte man auch Kriminelle (Berufs- und Gewohnheitsverbrecher), "Vorbeugungs-
häftlinge" und "Volksschädlinge" ("Arbeitsscheue", Homosexuelle, Zeugen Jehovas, Zigeuner 
und andere) in den NS-Konzentrationslagern. Politische Häftlinge und kriminelle Elemente 
wurden ab 1938 nicht mehr getrennt, sondern bewußt vermischt.  
Bis 1937/38 löste die SS alle "wilden Lager" auf und internierte die Häftlinge in den neuen 
Konzentrationslagern (KZ). Die SS errichtete ab 1938 weitere Konzentrationslager für den 
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Zwangsarbeitseinsatz in der deutschen Rüstungsindustrie und später als Übergangslager für 
die sogenannte "Endlösung".  
Von 1933-39 inhaftierte die Gestapo ca. 750.000-1.200.000 "unbequeme Deutsche" (x063/-
580). Am 10. April 1939 waren etwa 300.000 politische Gefangene im Konzentrationslager 
(x050/167). In den Gestapo-Archiven lagerten etwa 2,0 Millionen Akten über verdächtige 
deutsche Staatsbürger (x063/580).  
Da die politische Polizei den NS-Ansprüchen nicht genügte, ließen Hermann Göring (eigentli-
cher Gründer der geheimen Staatspolizei) und Heinrich Himmler nach Hitlers Machtüber-
nahme alle politischen Polizeiverbände der Länder gleichschalten und gründeten im April 
1933 die Geheime Staatspolizei (Gestapo). Danach herrschte schnell "Ruhe und Ordnung", 
denn die Gestapo räumte überall gründlich auf und errichtete im Deutschen Reich einen Poli-
zei- und Spitzelstaat, der alle bis dahin bekannten europäischen Überwachungs- und Terror-
methoden (außer UdSSR) in den Schatten stellte.  
Der "totale NS-Terrorstaat" kontrollierte und unterdrückte schon bald sämtliche Lebensberei-
che. Die NS-Polizeimaschinerie war militärisch aufgebaut und gewährleistete eine lückenlose 
polizeiliche Überwachung des gesamten NS-Machtbereiches. Die geheime Staatspolizei (Ge-
stapo = politische Polizei, z.T. ehemalige Kriminalpolizei) und der Sicherheitsdienst (SD und 
SIPO) gingen mit drakonischer Härte gegen alle vermeintlichen Gegner der NS-Diktatur vor. 
Das NS-Regime unterdrückte jeden Einwand, jegliche Kritik und jede aktive oder passive 
Opposition mit den härtesten Strafen.  
Jeder Widerstand der deutschen Justiz, der Wissenschaft und der deutschen Intelligenz wurde 
mit brutalsten Mitteln gebrochen und ausgelöscht. Tausende von aufrechten Deutschen, die 
sich gegen die NS-Knebelung wehrten, wurden willkürlich als "Staatsfeinde" eingestuft und 
sofort ausgeschaltet. Sie landeten irgendwann im Konzentrationslager, falls sie nicht sofort 
liquidiert wurden oder rechtzeitig ins Ausland fliehen konnten. 
Am 17. Juni 1936 ließ Hitler gemäß Führererlaß die Leitung sämtlicher Polizeieinheiten an 
Heinrich Himmler (Reichsführer SS) übertragen. Himmlers Stellvertreter wurde SS-Ober-
gruppenführer Kurt Daluege, der Leiter der Ordnungspolizei. Himmler, den seine Anhänger 
"König Heinrich" nannten (Spottbezeichnung: "Reichsheini"), entwickelte in den folgenden 
Jahren einen "perfekten" Kontroll- und Überwachungsapparat. Himmlers SS-Imperium ("Staat 
im Staate") umfaßte auch sämtliche SS-Hauptämter, die ab 1941 die sogenannte "Endlösung" 
durchführten.  
Die Hauptaufgabe der Gestapo war es, politische Gegner und verdächtige Personen zu bespit-
zeln, zu verhaften und mit brutalsten Foltermethoden Geständnisse zu erpressen. Die Gestapo 
hatte gegenüber der Ordnungspolizei Weisungsrecht und wurde nicht durch Staatsanwälte der 
Justiz überwacht. Die Gestapo "korrigierte" sogar oftmals zu milde Gerichtsurteile und führte 
eigenhändige Verurteilungen sowie Hinrichtungen ohne offizielle Gerichtsverfahren durch. 
Solange die Gestapo den Willen des Führers durchsetzte, war jede Handlung legal. Die SS-
Geheimpolizei wurde schon bald im gesamten Deutschen Reich gefürchtet.  
Am 7. April 1933 begannen großangelegte "NS-Gleichschaltungswellen", die mit Massenent-
lassungen aller mißliebigen Beamten endeten (gleichzeitige Einführung des NS-Berufsbeam-
tentums). In allen Ländern waren danach NS-Reichsstatthalter für die Durchführung der NS-
Richtlinien (Gleichschaltungsgesetz und Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums) verantwortlich. Beamte, die nichtarischer Abstammung oder politisch unzuverlässig 
waren, konnten sofort entlassen werden.  
Das NS-Regime jagte damals ungezählte anständige, unbescholtene Arbeiter, Angestellte und 
Beamte von ihren Arbeitsplätzen. Wer sich wehrte, protestierte, einer demokratischen Partei 
angehörte oder irgendwie verdächtig erschien, war ein "Staatsfeind" oder "Judenknecht". Hit-
lers Wille war in jener Zeit oberstes Gesetz.  
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Alle wichtigen Verwaltungsposten wurden unverzüglich von "zuverlässigen" NSDAP-Leuten 
besetzt. Bürgermeister, die keine NS-Mitglieder werden wollten, mußten zurücktreten. Hitlers 
NS-Diktatur wurde später von 43 Gauleitern, 890 Kreisleitern, 30.801 Ortsgruppenleitern, 
121.406 Zellenleitern und 539.445 Blockwarten organisiert und durchgesetzt (x090/275). 
Der NS-Pöbel regierte im Namen des "Einheitsstaates". Amtsanmaßung, Korruption, Rechtlo-
sigkeit, Vetternwirtschaft und Unterschlagung waren im gleichgeschalteten NS-Staat an der 
Tagesordnung. Unfähige Schreihälse und Mitläufer nutzten damals die einmalige Gelegenheit 
und erhielten verantwortungsvolle Machtpositionen. Zahlreiche Anführer der "SA-Knüppel-
garde", die man während der Weimarer Republik mehrheitlich wegen Faulheit oder Dumm-
heit zuerst entlassen hatte, besetzten jetzt vielerorts leitende Posten.  
Viele NS-Führer waren gewöhnlich im Verwaltungsbereich hoffnungslos überfordert, so daß 
man weiterhin auf Berufsbeamte angewiesen war. Die Beamten, von denen im Jahre 1939 rd. 
28 % Parteimitglieder waren, mußten grundsätzlich den Treueid auf den Führer leisten (x051/-
63).  
Ab 1934 bestimmten und kontrollierten die NS-Gau-, Kreis-, Ortsgruppen- und Blockleiter 
sowie NS-Blockwarte (ca. 15-20 Personen bildeten jeweils einen Block) das gesamte Leben 
der deutschen Volksgenossen. Der Blockleiter ("Hoheitsgebiet" ca. 160-240 Personen) führte 
z.B. Karteien über alle Bewohner, kassierte Parteimitgliedsbeiträge und war verpflichtet, alle 
"schädigenden Gerüchte" zu melden.  
Mit Hilfe der politischen "NS-Hoheitsträger", die ihre Machtpositionen häufig schamlos aus-
nutzten, reichte der Einfluß des NS-Regimes bis in jede Familie. Das kirchliche Leben wurde 
zwar erheblich eingeengt, aber Gottesdienste und die meisten Seelsorger blieben zunächst 
noch unbehelligt. Jeder Deutsche, der sich dem Willkürregime jedoch aktiv widersetzte, wur-
de sofort eingeschüchtert, verprügelt oder landete unverzüglich in den "Schutzhaftlagern" 
bzw. Konzentrationslagern. Die unorganisierte Machtlosigkeit der deutschen NS-Gegner hatte 
gegenüber der militärisch organisierten Gewalt des NS-Regimes naturgemäß keine Chance. 
Ab 1934 wurden fast alle Deutschen allmählich planmäßig durch die zahlreichen NS-Organi-
sationen "erfaßt", auch wenn sie keine Parteimitglieder waren. Es gab für die Deutschen prak-
tisch kein Privatleben mehr. Alle Sport-, Gesangs-, Kegel- und Schützenvereine, Handwerks-, 
Angestellten- und Beamtenverbände sowie sonstige Gemeinschaften wurden von NS-Beauf-
tragten überwacht und "gleichgeschaltet". 
Wer im NS-Staat berufliche oder wirtschaftliche Erfolge erreichen wollte, wie z.B. Angestell-
te und Beamte des öffentlichen Dienstes oder Handwerker und Unternehmer, die Staatsaufträ-
ge benötigten, mußte zwangsläufig NSDAP-Mitglied werden.  
Man begrüßte sich auch nicht mehr, wie bisher mit "Guten Tag", sondern in den Schulen, Ge-
schäften und Behörden mußte man ab 1934/35 grundsätzlich mit dem sogenannten "Deut-
schen Gruß" (heben des ausgestreckten rechten Armes und den Worten "Heil Hitler") grüßen. 
Der "Deutsche Gruß" wurde auch beim Schriftverkehr verlangt ("Mit Deutschem Gruß Heil 
Hitler"). Der persönliche "Deutsche Gruß" gegenüber Hitler lautete etwa seit 1935 "Heil, mein 
Führer".  
Viele Deutsche, die sich weigerten, in eine der vielen NS-Organisationen einzutreten, mußten 
wenigstens als gutwillige Mitglieder der "Volksgemeinschaft" persönlich Spenden sammeln 
oder großzügige Spenden ("freiwilliger Zwang") leisten.  
Nachdem die NSDAP alle wesentlichen Machtpositionen innerhalb des Deutschen Reiches 
besetzt hatte, kontrollierte das NS-Regime planmäßig und konsequent fast sämtliche Lebens-
bereiche. Der SS-Staat war militärisch strukturiert und gewährleistete eine totale Überwa-
chung des gesamten Landes. Das NS-Regime unterdrückte jeden Einwand, jegliche Kritik und 
jede aktive oder passive Opposition mit den härtesten Strafen. Jeder Auflehnungsversuch 
wurde sofort mit drakonischen Strafen geahndet.  
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Während der gnadenlosen Hetzjagd nach politischen Feinden schlugen die allgegenwärtigen 
SS-Angehörigen schnell und erbarmungslos zu. Das NS-Regime führte gegen die sogenannten 
"Staatsfeinde" (Sozialdemokraten, Kommunisten, Konservative und andere) systematische 
Verfolgungen ("Nacht- und Nebelaktionen") durch, die oft vor der deutschen Bevölkerung 
verheimlicht werden konnten. Im Verlauf dieser großangelegten "Säuberungsaktionen" nahm 
man Tausende von "Verdächtigen" fest und inhaftierte sie. 
Obwohl die NS-Diktatur in kurzer Zeit einen totalitären Polizeiapparat errichtet hatte, for-
mierte sich ebenso rasch eine demokratische Widerstandsbewegung. Trotz der allgegenwärti-
gen Gestapo und des tödlichen Terrors nahm die demokratische Widerstandsbewegung den 
ungleichen und selbstmörderischen Kampf um Freiheit und Menschenwürde des deutschen 
Volkes auf. Tausende von Widerstandskämpfern aus allen Gesellschaftsschichten des deut-
schen Volkes (Politiker, Diplomaten, Geistliche, Gewerkschaftler, Arbeiter, Angestellte, Be-
amte, Angehörige der freien Berufe, Studenten und Offiziere) sahen damals nicht tatenlos zu, 
wie die NS-Terroristen die Freiheit und das Recht mit Füßen traten und verhöhnten.  
Die meisten deutschen Widerstandskämpfer stellten Adel und politische Gesellschaftskreise, 
aber auch viele evangelische und katholische Geistliche zählten zu den Gegnern des NS-
Regimes. Zu den aktiven demokratischen Widerstandsgruppen gehörten z.B. Goerdeler Kreis, 
Freiburger Kreis, Kreisauer Kreis, Solf-Kreis und Weiße Rose.  
In jener Zeit gab es natürlich auch viele Deutsche, die sich sofort in das sichere Ausland ab-
setzten, um dort den "Widerstand" fortzusetzen, denn nach Hitlers Machtübernahme quälte 
man Tausende von aufrechten deutschen Frauen und Männern in den Gefängnissen und La-
gern regelrecht zu Tode.  
Der deutsche Historiker Heinrich Walle berichtete später über die großen Gefahren von Wi-
derstandsaktionen während des NS-Terrors (x301/86): >>Angesichts der Tatsache, daß jeder, 
der sich nicht vollkommen mit den Zielen der NS-Herrschaft identifizierte, als außerhalb der 
Volksgemeinschaft stehend betrachtet wurde und der allgemeinen Ächtung und Verfolgung 
verfiel, war bereits ein geistiges Abweichen von dem in einer allgegenwärtigen Propaganda 
vorgezeichneten Wege ein Schritt in die Isolation. 
Bereits ein Verweigern oder Abseitsstehen wurde von den braunen Nachbarn als aktive Ge-
gnerschaft angesehen und verfolgt. Eine Mitwisserschaft von möglichen Aktionen gegen das 
System oder auch nur von kritischen Äußerungen anderer konnte, wenn sie nicht sofort "ange-
zeigt" wurden, tödlich sein. ...<< 
Nur sehr wenige ehemalige demokratische Politiker der Weimarer Republik, wie Theodor 
Haubach, Julius Leber, Wilhelm Leuschner, Carlo Mierendorff, Adolf Reichwein, Kurt Schu-
macher und andere, leisteten damals im Inland aktiven Widerstand.  
Da es während der NS-Diktatur keinen ungefährlichen Widerstand gab, sondern höchstens nur 
Märtyrertum und Todesgefahr, entschlossen sich die meisten prominenten Politiker, Literaten 
und Akademiker zur Emigration.  
Diese angeblichen "Widerstandskämpfer", wie z.B. Willy Brandt (eigentlich Herbert Frahm; 
emigrierte im April 1933 nach Dänemark und später nach Norwegen), Herbert Wehner (floh 
1935 nach Schweden und später nach Moskau) und Walter Ulbricht (1893-1973, emigrierte 
ebenfalls schon 1933 und traf 1938 in Moskau ein), sowie viele andere Emigranten waren 
damals nicht bereit, ihre Ehre, Gesundheit oder ihr Leben für den Freiheitskampf der Deut-
schen zu gefährden bzw. zu opfern.  
Andere deutsche Emigranten, wie die einflußreichen Politiker Heinrich Brüning (1885-1970), 
Otto Braun (1872-1955) und Hermann Rauschning (1887-1982), spielten später im Ausland 
keine Rolle und konnten politisch fast nichts ausrichten. Alle Versuche, im Ausland (in Nord-
amerika und England) ein deutsches Nationalkomitee zu gründen, scheiterten an der strikten 
Ablehnung der jeweiligen Regierungen. 



 24 

Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schrieb später über die 
deutsche Widerstandsbewegung (x063/580): >>Man kann zusammenfassen, daß Deutschland 
das erste von Nationalsozialisten besetzte Land war. Die Allmacht der Geheimen Staatspoli-
zei, der SA und SS schützte sie gegen jeden Auflehnungsversuch. Um so bemerkenswerter ist 
es, daß es von Anfang an trotz eines bis dahin in Europa nicht dagewesenen Terrors eine Wi-
derstandsbewegung gab, die um des wahren Deutschlands, um der Freiheit und Menschen-
würde willen Verfolgung, Folter und Tod auf sich nahm. ...<< 
Hitler gab am 16. März 1935 die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht bekannt 
(x191/76). 
Nach der Wiedereinführung der Wehrpflicht (Verstoß gegen den Versailler Friedensvertrag 
von 1919) wurde das Deutsche Reich fast völlig isoliert. England, Frankreich, Italien und alle 
Staaten Ost-Mitteleuropas verbündeten sich gegen das NS-Regime und schlossen entspre-
chende Militärabkommen.  
Winston Churchill lobte Hitler trotz alledem im Jahre 1935 (x025/128): >>... für den Mut, die 
Beharrlichkeit und die vitale Kraft, die ihn befähigen, allen Mächten und Widerständen, die 
seinen Weg versperrten, zu trotzen oder sie herauszufordern, sie zu versöhnen oder zu über-
winden.<<  
Am 7. März 1936 ließ Hitler deutsche Wehrmachtstruppen in das entmilitarisierte Rheinland 
einmarschieren und brach damit die bestehenden Friedensverträge (einseitige Verletzung des 
Versailler- und Locarno-Paktes bzw. deutsche Angriffshandlung). Angesichts der eigenen mi-
litärischen Schwäche erteilte Hitler die Weisung, jegliche "Feinberührungen" zu vermeiden. 
Nach Ansicht von Militärexperten hätte die deutsche Wehrmacht damals keine energische 
Militäraktion der europäischen Westmächte überstanden und wäre schon innerhalb von weni-
gen Tagen zusammengebrochen (x051/495). Der Völkerbund und die Siegermächte protestier-
ten zwar, verhängten jedoch keine weiteren Sanktionen.  
Die europäischen Großmächte Großbritannien und Frankreich wollten nach dem verlustrei-
chen Ersten Weltkrieg kein Risiko eines weiteren Krieges eingehen. Sie blieben neutral und 
bildeten im September 1936 lediglich den "Londoner Nichteinmischungsausschuß".  
Die Nichteinmischung Großbritanniens und Frankreichs sowie die Duldung der Teilnahme 
von deutschen und italienischen Truppen am Spanischen Bürgerkrieg bestärkten Hitler und 
Mussolini, ihre bisherige aggressive Außenpolitik fortzusetzen bzw. später drastisch auszu-
weiten. 
Die Zeitung "Daily Mail" bezeichnete im Jahre 1936 das Hitler-Reich als eine "Notwendigkeit 
für Europa". Für David Lloyd George (britischer Ex-Premierminister) war Hitler damals einer 
der größten lebenden Deutschen, ein "deutscher George Washington" (x025/129). 
US-Botschafter Dodd meldete am 27. Januar 1937 aus Berlin (x068/228): >>Informationen, 
die mir in letzter Zeit zugegangen sind, besagen, daß amerikanische Banken erwägen, Italien 
und Deutschland neue Kredite und Anleihen zu geben, obgleich die Kriegsindustrie dieser 
beiden Länder bereits groß genug ist, um den Frieden der Welt zu bedrohen.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Unterstützung des NS-Regimes durch US-Banken (x068/228): >>Die Fürsorge des 
amerikanischen Großkapitals für Hitler dauerte sogar nach Jahren seiner Terrorherrschaft 
noch fort. Und natürlich hatte man längst in diese Fürsorge auch die italienischen Faschisten 
eingeschlossen, hatte etwa J. P. Morgan & Co. Mussolini schon in den zwanziger Jahren Kre-
dite und Anleihen im Wert von 100 Millionen Dollar gegeben. ...  
Amerikanische Banken, darunter besonders Morgan und Dillon, Read, hofften seinerzeit auf 
einen Krieg Hitlers gegen Rußland und waren bereit, ihn dafür zu finanzieren.<< 
Hitler erteilte am 11. März 1938 den Geheimbefehl, militärische Vorbereitungen für den Ein-
marsch in Österreich zu treffen, um Österreich mit dem Deutschen Reich zu vereinigen (Be-



 25 

fehl: "Unternehmen Otto"). 
Der österreichische Bundeskanzler Seyß-Inquart forderte am 12. März 1938 vereinbarungs-
gemäß die "militärische Hilfe" des NS-Regimes an, um den Anschluß mit dem Deutschen 
Reich zu vollziehen. Der deutsche Einmarsch entwickelte sich schnell zum Triumphzug. Die 
deutschen Wehrmachtstruppen marschierten damals, ohne auf Widerstand zu stoßen, unter 
dem Jubel der einheimischen Bevölkerung in Österreich ein.  
Der Wiener Rundfunk sendete am 12. März 1938 eine Rede des österreichischen NSDAP-
Landesleiters (x191/83): >>... Unser Ziel ist erreicht: Ein Volk, ein Reich, ein Führer! Heil 
unserem Führer! Heil Hitler!<<  
Das österreichische Parlament löste am 13. März 1938 den Staat Österreich per Gesetz auf 
und beschloß ein Gesetz über den Reichsanschluß ("Wiedervereinigung Österreichs mit dem 
Deutschen Reich"). Österreich war danach ein Teil des Deutschen Reiches.  
Der Anschluß Österreichs wurde am 10. April 1938 durch Volksabstimmungen bestätigt. 
99,73 % der Österreicher und 99,08 % der Deutschen waren für den Anschluß und stimmten 
mit "Ja" (x032/438).  
Infolge der Unruhen im Sudetenland ließ Staatspräsident Benesch am 13. September 1938 in 
den Grenzbezirken das Standrecht verhängen. 
William Bullit (US-Botschafter in Paris) berichtete am 14. September 1938 über die französi-
sche Stimmung (x028/53): >>In den letzten Tagen haben die französischen Zeitungen viele 
Landkarten veröffentlicht, aus denen die volkszugehörige Aufteilung der Tschechoslowakei 
hervorgeht. ...  
Die öffentliche Meinung beginnt Stellung zu beziehen: Warum sollten wir Frankreichs ganze 
Jugend auslöschen und den Kontinent Europa zerstören lassen, nur um die Herrschaft von 7 
Millionen Tschechen über 3.200.000 Deutsche zu sichern? ...  
Bei der allgemeinen Ansicht von Franzosen und Briten, daß Benesch im innersten Herzen be-
schlossen habe, lieber einen allgemeinen europäischen Krieg zu provozieren als eine vollstän-
dige Autonomie der unterworfenen Nationalitäten in der Tschechoslowakei hinzunehmen, 
wird zweifellos starker Druck auf Prag angesetzt werden.<< 
Als Großbritannien, Frankreich und Italien am 29./30. September 1938 dem Anschluß des 
Sudetenlandes an das Deutsche Reich zustimmten ("Münchener Abkommen"), atmete ganz 
Europa auf.  
Winston Churchill war im Jahre 1938 immer noch von Hitler begeistert. Churchill meinte, daß 
die bisherigen Leistungen des "Führers" weltgeschichtlich als Wunder einzuordnen seien 
(x025/128).  
Das US-Nachrichtenmagazin "TIME" wählte Hitler im Jahre 1938 zum Mann des Jahres 
(x268/50). 
Bis 1938 nahm Hitler eine Reihe von innen- und außenpolitischen Korrekturen vor, die nicht 
unberechtigt waren. Der selbsternannte "Führer" handelte meistens instinktiv richtig und er-
kannte oft frühzeitig die internationale Entwicklung und Schwachstellen seiner Gegner. Die 
eigenmächtig durchgeführten riskanten Revisionen stellten nicht nur eine angemessene inter-
nationale Beteiligung des Staates her, sondern sie beseitigten gleichzeitig einige nicht haltba-
re, vorsätzliche Ungerechtigkeiten des Versailler Vertrages.  
Nach den kampflosen Aktionen des Jahres 1938 ("Heimkehr Österreichs und des Sudetenlan-
des) herrschte zwar große Zufriedenheit, aber keine ausgelassene Stimmung. Das "Münchener 
Abkommen" wurde lediglich als "Wiedergutmachung" für das 1919 angetane Unrecht angese-
hen. Infolge der beeindruckenden innen- und außenpolitischen Erfolge waren nicht wenige 
Deutsche der Meinung, daß es weiter aufwärts gehen würde.  
Schlußbemerkungen: Mit der gewaltsamen Durchsetzung (Verhaftung und Bedrohung von 
Reichstagsabgeordneten) des "Ermächtigungsgesetzes" am 23. März 1933 begingen die Na-
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tionalsozialisten verfassungsrechtlich eindeutig Hochverrat. Hitlers NS-Terroristen hielten das 
Deutsche Reich nach dem gewaltsamen Staatsstreich praktisch besetzt.  
Durch die ungesetzliche Verabschiedung bzw. gewaltsame Durchsetzung des "Ermächti-
gungsgesetzes" vom 23. März 1933 wurde die deutsche Reichsregierung bzw. der Rechtsstaat 
völlig ausgeschaltet und das deutsche Volk verlor endgültig seine politische Freiheit. Die 
"deutsche Katastrophe" war danach nicht mehr aufzuhalten, denn nach Errichtung der NS-
Diktatur bestimmten in Deutschland nur noch Hitler und seine "NSDAP-Abgeordneten" bzw. 
Gewalt und Terror.  
Prof. Dr. Karl Jaspers (1883-1969, Philosoph, erhielt von 1937-45 Lehrverbot und ab 1943 
Publikationsverbot durch das NS-Regime) schrieb später, daß am 23. März 1933 unter Hitlers 
Führung erstmalig in der deutschen Geschichte ein Verbrecherstaat gebildet wurde, also ein 
Staat, der systematische Verbrechen mittels seiner Institutionen, seiner Träger und Unterge-
ordneten verübte (x154/14).  
Die SS-Terrororganisationen setzten alle politischen, militärischen, wirtschaftlichen, nationa-
len und sonstigen Ziele mit brutaler Gewalt durch. Das allgegenwärtige NS-Regime kontrol-
lierte systematisch sämtliche Lebensbereiche. Mit Hilfe von brutalen Terrormethoden (Inter-
nierung, Folter oder Mord) wurden die persönlichen Freiheiten konsequent erstickt, das Recht 
gebeugt, der Anstand lächerlich gemacht und die christlichen Gebote verhöhnt, um letzten 
Endes das Leben, die Würde, die Gesundheit sowie das Lebensglück von Millionen Menschen 
zu vernichten. 
 


